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Verkehrsplanung und Raumentwicklung aufeinander abstim-
men - das Beispiel Zürich
Wilfried ANREITER

Verkehr ist Raumüberwindung und Verkehrsan-
gebote wie Strassen- und ÖV-Netze sind folge-
richtig so zu planen, dass sie die gewünschte 
Raumentwicklung unterstützen oder ermöglichen. 
Die gewünschte Raumentwicklung selbst ist die 
Resultierende aus den vielfältigen Aktivitäten 
und Ansprüchen von Gesellschaft, Wirtschaft 
und Umwelt. Dieser integrale Planungsansatz 
wird dort zum „Muss“, wo Landschaft und Natur 
über Gebühr belastet werden (Zersiedelung, Zer-
schneidung u. dgl.) oder wo aufgrund von Bevöl-
kerungs- und Arbeitsplatz-
wachstum „Raumnutzung 
am richtigen Ort entwickelt 
und erschlossen werden 
muss“.  Dies gilt im loka-
len Massstab ebenso wie 
auf regionaler und überre-
gionaler (auch grenzüber-
schreitender) Ebene. 

Agglomerationsprogramme

In der Schweiz hat man 
diesen Planungsansatz mit 
dem Instrument „Agglome-
rationsprogramm“ auf eine 
tragfähige und inzwischen 
landesweit akzeptierte Ba-
sis gestellt. Ein Agglome-
rationsprogramm ist ein 
langfristiges Planungsin-
strument, das periodisch 
erneuert wird. Der Planungsperimeter eines sol-
chen Programms liegt in einem der Schweizer 
Ballungsräume, d.h. in einer Agglomeration (s. 
Bild 1).

Die Kantone und Gemeinden sind verantwortlich 
für die Erstellung  von Agglomerationsprogram-
men, sie legen darin die langfristigen, aufeinan-
der abgestimmten Entwicklungsziele in den Be-
reichen Verkehr, Siedlung und Landschaft fest 
und entwickeln Massnahmen, um diese Ziele zu 
erreichen. Die Massnahmen müssen inhaltlich 
und zeitlich koordiniert und priorisiert sein, sie 
dienen insbesondere Lenkung der Siedlungs-
entwicklung nach innen (räumliche Verdichtung). 
Der Bund beteiligt sich finanziell an der Umset-
zung der vorgeschlagenen infrastrukturellen und 
betrieblichen Massnahmen der verschiedenen 

Verkehrsträger im Agglomerationsgebiet. Ein 
Agglomerationsprogramm muss bestimmte An-
forderungen erfüllen, deren Einhaltung der Bund 
prüft. Bei guter bis sehr guter prognostizierter  
Wirkung werden Leistungsvereinbarungen zwi-
schen Bund und Kantonen/Trägerschaften ab-
geschlossen. In den Leistungsvereinbarungen 
sind die Beitragszahlung durch den Bund sowie 
die Umsetzung der Massnahmen durch die Ag-
glomerationsträgerschaft geregelt. 

Abbildung 1: Schweizer Ballungsräume

Der Raum Zürich

Der Kanton Zürich und seine Agglomerationen 
bilden den Kernbereich des Metropolitanraums 
Zürich. Dieser Metropolitanraum ist der weitaus 
grösste in der Schweiz, er beheimatet etwa 30% 
der Landesbevölkerung und 1 Mio. Arbeitsplät-
ze. Damit liegen ein Drittel aller Arbeitsplätze 
der Schweiz im Metropolitanraum Zürich und 
ein Drittel des schweizerischen Bruttoinlandpro-
duktes werden hier erwirtschaftet. 

Seine hohe Leistungskraft verdankt der Raum 
Zürich einem breiten und wertschöpfungs-in-
tensiven Branchenmix mit einer international 
wettbewerbsfähigen Finanzwirtschaft, dem 



ÖZV 3/20136

hochentwickelten Verkehrs- und Kom-
munikationssektor, zahlreichen Bil-
dungseinrichtungen und Unternehmen 
mit starker Exportorientierung. Die über-
durchschnittliche Qualität als Wohn- und 
Lebensraum machen den Kanton Zürich 
zu einem bevorzugten Standort für Men-
schen und Unternehmen. Knapp 40% 
der Schweizer Verkehrsleistung im ÖV 
entfallen auf den Metropolitanraum Zü-
rich; beim MIV sind es knapp 30%. Die 
Dynamik der wirtschaftlichen und de-
mographischen Entwicklung der letzten 
Jahrzehnte liegt erkennbar über dem 
nationalen Durchschnitt. Eine zentrale 
Herausforderung besteht darin, die hohe 
Entwicklungsdynamik so zu lenken, 
dass die hervorragenden Qualitäten des Sied-
lungsraums und der Landschaft erhalten bleiben. 
Neben einer aktiven Standortförderung und allen 
Bestrebungen im Umweltschutz kommt der vo-
rausschauenden Abstimmung der Verkehrspla-
nung mit der erwünschten Raumentwicklung die 
Schlüsselrolle zu. 

Agglomerationsprogramme Zürich

2007 wurde das erste Agglomerationsprogramm 
an den Bund eingereicht. Dieses Agglomera-
tionsprogramm fokussiert auf 
die Regionen mit dem grössten 
Handlungsbedarf betreffend der 
Abstimmung von Siedlungs- und 
Verkehrsentwicklung: die Städ-
te Zürich und Winterthur sowie 
das Limmattal und das Glattal. 
Es wurde für eine Vielzahl von 
Infrastrukturmassnahmen eine 
Mitfinanzierung beantragt. Der 
Bund hat einen Teil davon als bei-
tragsberechtigt anerkannt. Viele 
dieser Massnahmen sind seither 
in Umsetzung. Die Agglomerati-
onsprogramme wurden danach 
weiterentwickelt. Neu bestehen 
vier separate Agglomerationspro-
gramme für die Regionen Lim-
mattal, Stadt Zürich-Glattal, Winterthur und Um-
gebung sowie das Zürcher Oberland (Bild 2). Das 
Agglomerationsprogramm Limmattal ist zusam-
men mit dem Kanton Aargau erarbeitet worden. 
Zudem bildet ein Dachkonzept die konzeptionelle 
Klammer über alle Programme und beinhaltet die 
übergeordneten (gesamtkantonalen) Ziele, Stra-
tegien und Massnahmen.

Abbildung 2: Zürcher Oberland

Planungsschritte 

In Anlehnung an die Vorgaben des Bundes wur-
den für alle Agglomerationsprogramme des Kan-
tons Zürich resp. für ihre jeweiligen Perimeter  
kohärente Planungsschritte durchgeführt, vgl. 
Bild 3. Wesentlich dabei ist die sachlich fundierte 
und transparent dargestellte Herleitung aller 
 
 

Abbildung 3: Planungsschritte

Massnahmen („roter Faden“). Grosse Bedeutung 
im Planungsablauf kommt der Entwicklung des 
Zukunftsbildes zu. Dies stellt eine Art „Wunsch-
Satellitenbild“ des Planungsperimeters im Jahr 
2030 dar und zeigt die bis dann angestrebte 
Struktur der Landschaft, der Siedlung und des 
Verkehrssystems (s.u.).
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Zukunftsbilder

Die Zukunftsbilder zeigt die künftige Struktur der 
Landschaft, der Siedlung sowie der Verkehrsnetze. 
Es entspricht dem Raumordnungskonzept des kanto-
nalen Richtplans (ROK) bzw. den regionalen Raum-
ordnungskonzepten (Regio-ROK) und unterscheidet 
zwischen verschiedenen Teilräumen. Die vier Stadt-
landschaften Zürich, Limmattal, Glattal und Winterthur 
zeichnen sich durch eine überdurchschnittliche Nut-
zungsdichte und eine hohe Entwicklungsdynamik aus. 
Sie beinhalten bedeutende Arbeitsplatzschwerpunkte 
sowie zentralörtliche Versorgungs-, Bildungs- und 
Kultureinrichtungen sowie Einkaufsschwerpunkte. Als 
Beispiel zeigt Bild 4 das Zukunftsbild für das Limmat-
tal. 

Abbildung 4: Zukunftsbild für das Limmattal

Messbare Ziele

Das Statistische Amt des Kantons Zürich und das 
Bundesamt für Statistik rechnen in ihren Prognosen 
für das Jahr 2030 mit einem Anstieg der Bevölke-
rung im Kanton Zürich auf rund 1.57 Mio. Einwohner, 
rund 14% mehr als heute. Von diesem Zuwachs sol-
len mindestens 80% auf die Stadtlandschaften und 
die urbanen Wohnlandschaften und damit auf die 
Perimeter der vier Agglomerationsprogramme ent-
fallen. Es ist möglich, diesen Bevölkerungszuwachs 
in den vorhandenen Geschossflächenpotenzialen zu 
realisieren. Bei den Beschäftigten wird bis 2030 mit 

einem Zuwachs um ca. 9% auf knapp 0.87 Mio. 
gerechnet. Aufgrund des Vergleichs von heutigen 
Geschossflächen für Arbeitsnutzungen und den 
vorhandenen Potenzialen ist davon auszuge-
hen, dass diese rund 68’000 neuen Arbeitsplätze 
ebenfalls in den bestehenden Geschossflächen-
potenzialen Platz finden. 

Damit der Zuwachs von Bevölkerung und Ar-
beitsplätzen und damit des Verkehrs im gesam-
ten Kanton mindestens zur Hälfte vom ÖV über-
nommen werden kann, muss der ÖV deutlich 
stärker wachsen als der MIV. Im ganzen Kanton 
Zürich soll ausgehend vom heutigen Modalsplit 
(31% LV- Anteil an allen Wegen im Quell-, Ziel 

und Binnenverkehr, 21% ÖV und 48% MIV) im 
Jahr  2030 ein Ziel-Modalsplit von 28% LV, 27% 
ÖV und 45% MIV erreicht werden. Dies bedeutet, 
dass die Trendentwicklung in Richtung ÖV, mit 
geeigneten Massnahmen noch verstärkt werden 
muss. Damit ein ÖV-Anteil von 27% erreicht wird, 
müssen 2030 um 42% mehr Wege im ÖV zu-
rückgelegt werden als heute. Diese Ziele sind im 
Dachkonzept verankert und werden in den ein-
zelnen Agglomerationsprogrammen verfeinert.  
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Gesamtverkehrsstrategie

Mit einer Gesamtverkehrsstrategie des Dachkon-
zepts (Bild 5) soll erreicht werden, dass für jeden 
Weg das am besten geeignete Verkehrsmittel ge-
wählt wird und die Zielvorgaben zum Modalsplit 
erreicht werden. Das Verkehrsangebot des ÖV, 
MIV und Langsamverkehrs soll sich an den un-
terschiedlichen Raumfunktionen orientieren. Es 

gelten folgende Grundsätze:

• Angebotsgrundsatz 1: Verbessertes Durchlei-
ten des Transitverkehrs: Auf den West-Ost- und 
Nord-Süd-Achsen sind die entsprechenden Ka-
pazitäten auf dem hochrangigen Strassen- und 
Schienennetz für den MIV bzw. ÖV vorzuhalten 
bzw. zu verbessern. 

• Angebotsgrundsatz 2: Verbesserte Erschlies-
sung und Verbindung der städtischen Gebiete: 
Die innere Erschliessung der städtischen Ge-
biete (Stadtlandschaften und urbane Wohnland-
schaften), ihre gegenseitige Verbindung und 
Anbindung an ausserkantonale, nationale und in-
ternationale  Zentren ist zu verbessern. Die Priori-
tät liegt beim Ausbau des ÖV und des LV. Zudem 
sind die Kapazitäten des Gesamtstrassennetzes 
für alle Verkehrsarten optimiert zu bewirtschaf-
ten.

• Angebotsgrundsatz 3 Verzicht auf Steigerung 
der Erschliessungsqualität in der Landschaft un-
ter Druck und den ländlich geprägten Gebieten: 
Einzelne, punktuelle Ausbauten sind nur möglich, 
wenn sie zur  Verbesserung der Zuverlässigkeit 
beitragen und / oder lokale Kapazitätsengpässe 
beheben, ohne grossräumige Erreichbarkeitsver-
besserungen zu bewirken.

Abbildung 5: Teilstrategie Verkehr 2030

Massnahmen im Bereich Verkehr

Die Massnahmen setzen die Teilstrategien um. 
Bei den Massnahmen im Bereich Verkehr wird 
unterschieden zwischen Infrastrukturmassnah-
men und nicht-infrastrukturellen Massnahmen. 
Letztere, z.B. betriebliche Eingriffe in den Ver-
kehrsablauf, sind zwar nach den für die Agglome-
rationsprogramme geltenden gesetzlichen Be-
stimmungen  nicht beitragsberechtigt, aufgrund 
ihrer grossen Bedeutung für die Optimierung des 
Verkehrssystems aber zwingender Bestandteil 
jedes Agglomerationsprogramms im Kanton Zü-
rich. 

Die gesamte Investitionssumme aller in den Ag-
glomerationsprogrammen enthaltenen A-Mass-
nahmen beträgt ca. 1.9 Mia. Franken. Zusätzlich 
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werden B-Massnahmen mit einem Volumen von 
1.1 Mia. Franken eingegeben. Diese Massnah-
men werden in Hinblick auf die 3. Generation 
der Agglomerationsprogramme planerisch weiter 
auszuarbeiten sein. 

Beispiel Limmattalbahn: Die Schlüsselmass-
nahme des Agglomerationsprogramms Limmattal 
ist die Limmattalbahn. Ein Grossteil dieses Mehr-
verkehrs soll ab 2020 mit einer leistungsfähigen 
Stadtbahn bewältigt werden. Die Limmattalbahn 
fährt als schneller Feinverteiler von Zürich-Alt-
stetten nach Killwangen. Mit insgesamt 27 Hal-
testellen auf der 13.4 km langen Strecke werden 
die Gemeinden Zürich (Altstetten), Schlieren, 
Urdorf, Dietikon, Spreitenbach und Killwangen 
optimal erschlossen und verbunden (Bild 6). Die 
Gebiete entlang der Linienführung zeichnen sich 
durch ein starkes Verdichtungspotenzial aus; u.a. 
die Entwicklungsgebiete Niderfeld in Dietikon und 
HG-Ost in Spreitenbach erfordern eine Erschlies-
sung mit einem effizienten ÖV.

Abbildung 6: Strecke Altstetten - Killwangen

Beispiel Umgestaltung Vorfahrt Glattzentrum 
Wallisellen: Der durch die Einkaufsnutzungen im 
Glattzentrum verursachte Verkehr ist bezüglich 
Menge, Zusammensetzung und Ablauf zu opti-
mieren. Die hohe Auslastung der Industriestras-
se in Hauptverkehrszeiten führt dazu, dass die 
Busse in Fahrtrichtung Bhf. Schwerzenbach vom 
Rückstau des Knotens Industriestr./Stationsstr. 

behindert werden. Das Projekt umfasst die Ei-
gentrassierung für die Busse zwischen den zwei 
kritischen Knoten an der Industriestrasse mit 
elektronischer Busbevorzugung. Mit der Busspur 
können die Fahrplanstabilität erhöht werden und 
Anschlüsse an die S-Bahn sichergestellt werden. 

Beispiel Optimierung Radnetz Winterthur 
und Umgebung: Die Region Winterthur verfügt 
mit der günstigen Topographie, dem gut ausge-
bauten Radroutennetz und dem Image von Win-
terthur als „Velostadt“ über ein grosses Potential, 
als „Veloregion“ zur gewünschten Verlagerung 
der Modalsplit Anteile entscheidend beizutragen. 
Dazu muss aber der stagnierende Trend des Rad-
verkehrsanteils abgefangen und zu einer Steige-
rung gebracht werden. Mit der Massnahme gilt 
es gezielt Lücken zu schliessen und Schwach-
stellen zu beheben, um einen Qualitätsstandard 
zu erreichen, der eine Verlagerung vom MIV auf 
den Radverkehr bewirken kann. Mit seiner Rad-
wegestrategie hat der Kanton Zürich 2006 be-

schlossen, das kan-
tonale Radwegnetz 
in den nächsten 20 
- 25 Jahren auf 1‘700 
km auszubauen. Das 
Radnetz der Nach-
bargemeinden von 
Winterthur wird mit 
zusätzlichen Mass-
nahmen auf das städ-
tische Netz und deren 
Zielorte ausgerichtet, 
sodass attraktive und 
sichere Zubringer zum 
Schnellroutennetz an-
geboten werden kön-
nen (Bild 7). 

Beispiel Bushof 
Wetzikon: Der Bahn-
hof Wetzikon ist der 
wichtigste regionale 
ÖV-Verkehrsknoten 

und Drehscheibe im Stadt- und Regionalverkehr. 
Der bestehende Bushof verfügt über 8 Anlege-
kanten, welche bereits für das heutige Angebot 
nicht mehr ausreichen (Entlastungsbusse hal-
ten auf dem Bhf.-Platz). Angebotsausbauten im 
Stadt- und Regionalnetz werden durch diesen 
Engpass blockiert. Der Bushof ist zudem im Kon-
text mit der derzeit unbefriedigenden städtebau-
lichen Situation im Bahnhofsumfeld zu betrach-
ten (2009 Festlegung Planungszone). Es besteht 
dringender Handlungsbedarf.
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Abbildung 7: Winterthur und Umgebung

Massnahmen im Bereich Raumentwicklung

Massnahmen aus dem Bereich Raumentwick-
lung (Siedlung, Landschaft) werden durch den 
Bund nicht mitfinanziert, deren Qualität ist jedoch 
unabdingbares Kriterium für die positive Beurtei-
lung der Agglomerationsprogramme und die Be-
messung der Bundesbeiträge für Verkehrspro-
jekte. 

Primär geht es darum, die Vorgaben aus dem 
kantonalen Richtplan umzusetzen und die vom 
Kanton festgelegten Siedlungsgebiete aus re-
gionaler Sicht zu strukturieren. Dazu sollen zu-
erst die heute in den regionalen, d.h. überkom-
munalen Leitbildern formulierten Leitsätze und 
Stossrichtungen in den regionalen Richtplänen 
behördenverbindlich verankert werden. Diese 
Festlegungen setzen die Rahmenbedingungen für 
die künftige Siedlungs- und Landschaftsentwick-
lung und sind von grösster Wichtigkeit. Sie bilden 
auch die Basis resp. Voraussetzung für die Um-
setzung der verschiedenen Verkehrsmassnah-
men. Im zweiten Schritt müssen die Gemeinden 
ausgehende Gebiets-Masterplanungen, gemein-
deübergreifende Landschaftsvernetzungskon-
zepte (Gewässer, Erholung, ökologische Aufwer-
tung etc.) für Gebiete mit besonderer Bedeutung 
erarbeiten. In einem letzten Schritt müssen sämt-
liche Gemeinden ihre kommunalen Richt- und 
Nutzungsplanungen daraufhin überprüfen, ob 
die übergeordneten (überkommunalen) Vorga-
ben erfüllt werden oder ob ihre parzellenscharfen 
Festlegungen angepasst werden müssen. 

Erwartete Wir-
kungen

Alle in den Ag-
g lomera t i ons -
p r o g r a m m e n 
enthaltenen Ver-
kehrsmassnah-
men verbessern 
die Bedingungen 
für den Fuss- 
und Veloverkehr, 
das öffentliche 
Verkehrssystem, 
das Strassen-
netz, die Er-
reichbarkeit, die 
Intermodal i tät, 
die Nachfragebe-
einflussung oder 
den Güter- und 
Freizeitverkehr. 
Sie entfalten ihre 

Wirksamkeit aber vor allem in ihrer Kombination. 
Ein Grossteil davon soll in einem kurzfristigen 
Horizont bis 2018 umgesetzt werden. Die ange-
strebte Verlagerung vom motorisierten Individual-
verkehr hin zu mehr öffentlichem Verkehr bei an-
nähernd gleichbleibendem Anteil von Fuss- und 
Veloverkehr führt zu einer Reduktion der Fahrlei-
stungen im motorisierten Individualverkehr.

Dadurch können die Luftschadstoff- und CO2-
Emissionen spürbar reduziert werden. Lärm-
immissionen werden primär durch betrieb-
liche Massnahmen im Strassenraum (z.B. 
Geschwindigkeitsreduktion oder Verstetigung 
Verkehrsfluss) minimiert. Für die Realisierung 
der Massnahmen ist nur ein geringer zusätzlicher 
Flächenverbrauch notwendig, dieser wird jedoch 
kompensiert durch zahlreiche Aufwertungen von 
Natur- und Landschaftsräumen. Insbesonde-
re die Siedlungsmassnahmen zielen darauf ab, 
eine weitere Zersiedelung zu vermeiden. Aber 
auch die Verkehrsmassnahmen sind so ausge-
legt, dass sie eine Verdichtung und Konzentrati-
on fördern. Durch hohe Ansprüche an ihre Aus-
gestaltung verbessern sie zudem die Qualität der 
öffentlichen Räume.
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1. EINLEITUNG 

Neben seiner wichtigen ökonomischen Bedeu-
tung stellt der Straßengütertransport einen be-
achtlichen Bestandteil der Logistik sowie des 
Supply Chain Managements dar. Naturkatastro-
phen, wie Erdbeben, Tornados oder Tsunami 
können die Transportinfrastruktur über einen lan-
gen Zeitraum stark beeinträchtigen. Doch auch 
Ereignisse mit geringerem Wirkungsgrad, die z. 
B. eine verspätete oder beschädigte Lieferung 
nach sich ziehen, können zu einer Unterbre-
chung der Supply Chain führen. Darüber hinaus 
können moderne Managementansätze, wie z. B. 
Lean Management, zu einem steigenden Einfluss 
von Transportrisiken führen, mit denen zahlreiche 
Unternehmen konfrontiert sind. 

Es ist daher erforderlich, mögliche auftretende Ri-
siken zu identifizieren, um geeignete Maßnahmen 
entwickeln zu können. Dies führt dazu, dass eine 
Verkürzung der Reaktionszeit im Falle eines Ri-
sikoeintrittes erreicht werden kann. Zwar existie-
ren zahlreiche Beiträge zum Risikomanagement, 
eine damit einhergehende Analyse und Anwen-
dung für den Straßengüterverkehr findet jedoch 
bislang kaum statt. Der vorliegende Beitrag wid-
met sich daher dem Thema Risikomanagement 
im Straßengüterverkehr. Zwar wurden die allge-
meinen Grundlagen des Risikomanagements in 
der Supply Chain-Literatur umfassend diskutiert, 
ein Fokus auf das Risikomanagement im Trans-
portprozess fehlt dabei jedoch weitgehend.

Ziel des vorliegenden Beitrags ist es daher, zu-
nächst mögliche auftretende Transportrisiken 
zu identifizieren und darauf aufbauend einen 
Maßnahmenkatalog zu entwickeln, um Logistik-
dienstleistern und produzierenden Unternehmen 
zu helfen, den auftretenden Transportrisiken 
rechtzeitig entgegenzuwirken.

Nach einer begrifflichen Abgrenzung werden zu-
nächst eine kurze Erläuterung und Einordnung der 
theoretischen Grundlagen von Logistik, Transport 
und Risikomanagement vorgenommen sowie 
der Forschungsansatz vorgestellt. Im Anschluss 
werden die Ergebnisse eines angewandten qua-
litativen Forschungsvorhabens beschrieben. Es 
erfolgt zunächst die Auswertung zweier durchge-
führter Workshops, die die Identifikation und Ana-
lyse von länderübergreifenden Transportrisiken 
zum Thema haben. An den beiden aufeinander 
aufbauenden Workshops nahmen Vertreter von 
Forschungseinrichtungen, Unternehmen sowie 

Polizeibehörden aus dem Ostseeraum teil.

Darüber hinaus umfasst der vorliegende Beitrag 
eine Erläuterung der Ergebnisse von sechzehn 
Experteninterviews zum Thema Risikomanage-
ment in der Logistik-Praxis, die in der Kernzeit 
von November 2011 bis März 2012 durchge-
führt wurden. Diese beinhalten neben den ange-
wandten Maßnahmen zum Risikomanagement 
im Straßengüterverkehr unter anderem eine 
Bestandsaufnahmen der bei dem Risikoma-
nagementprozess eingesetzten IT-Systeme. Vor 
diesem Hintergrund werden abschließend Ge-
staltungsempfehlungen zum Risikomanagement 
im Straßengüterverkehr abgeleitet.

 

2. THEORETISCHE GRUNDLAGEN 

Im Folgenden werden zunächst die Begriffe Lo-
gistik und Transport voneinander abgegrenzt. 
Es schließt sich eine Erläuterung des Risikoma-
nagements im Allgemeinen sowie im Transport 
an. Danach wird der verwendete Forschungsan-
satz beschrieben.

2.1.  Logistik und Transport

Bei der Durchsicht relevanter betriebswirtschaft-
licher Veröffentlichungen ist festzustellen, dass 
trotz jahrzehntelanger Verwendung des Begriffs 
Logistik kein kohärentes Verständnis besteht. 
Stattdessen existiert eine Vielfalt an Definitionen 
des Logistikbegriffs sowie unter-schiedliche, da-
mit verbundene Interpretationen (zu den vielfäl-
tigen Begriffsbelegungen der Logistik vgl. insbe-
sondere Mikus, 2003). 

Eine beschreibende Definition nach Russell 
– basierend auf Plowman – nennt für die Logi-
stik folgendes Ziel, “to get the right product to 
the right customer, at the right time, at the right 
place, in the right condition, in the right quantity, 
at the right cost” (Russell, 2007, S. 59; Plowman, 
1964).

Im diesem Beitrag wird der flussorientierten Defi-
nition des Council of Supply Chain Management 
Professionals (CSCMP) gefolgt. Demnach ent-
spricht Logistik dem “process of planning, imple-
menting, and controlling procedures for the effi-
cient and effective transportation and storage of 
goods including services and related information 
from the point of origin to the point of consump-
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„Unsicherheit im weiteren Sinne“ als Oberbe-griff 
für „Risiko“ und „Ungewissheit bzw. Unsicherheit 
im engeren Sinne“ verwendet (Arrow, 1965). In 
einer Risikosituation sind die subjektiven und 
objektiven Eintrittswahrscheinlichkeiten für die 
verschiedenen Umweltzustände bekannt. Bei 
„Ungewissheit bzw. Unsicherheit im engeren 
Sinne“ hingegen beinhaltet das Wissen des Ent-
scheiders ausschließlich die potenziellen Um-
weltzustände. Diese Unterscheidung ist auf die 
wissenschaftliche Veröffentlichung von Knight 
(1921) zurückzuführen, in der bereits zwischen 
„messbarer Unsicherheit“ oder „Risiko“ und 
„nicht messbarere Untersicherheit“ unterschie-
den wird. Es handelt sich hierbei um eine ursa-
chenbezogene Sichtweise, da in diesem Fall der 
Betrachtungsschwerpunkt auf der Risikoquelle 
liegt (Kersten und Singer, 2010). Bei der wir-
kungsbezogenen Sichtweise hingegen liegt der 
Schwerpunkt auf den Risikofolgen. Unter „Risi-
ko“ wird daher das Gegenstück zur Chance, also 
ein potenzieller Schaden bzw. Verlust verstanden 
(Holzbaur, 2000).

Um die Unternehmensziele nicht zu gefährden, 
müssen die Risiken sowie deren mögliche negati-
ve Auswirkungen professionell bewältigt werden. 
Hierzu bedarf es eines Risikomanagements. Ge-
mäß gesetzlicher Vorschriften sind Unternehmen 
bereits meist dazu verpflichtet, ein Risikoma-
nagement in ihrem Unternehmen zu etablieren: 
Nach dem Gesetz zur Kontrolle und Transparenz 
im Unternehmensbereich (KonTraG) ist der Vor-
stand von Aktiengesellschaften bzw. die oberste 
Führungsebene anderer Gesellschaftsformen 
dazu verpflichtet, „geeignete Maßnahmen zu 
treffen, insbesondere ein Überwachungssystem 
einzurichten, damit den Fortbestand gefährdende 
Entwicklungen früh erkannt werden“ (§91 Abs. 2 
AktG). Eine Kontrolle des Überwachungssystems 
sowie dessen Zweckerfüllung erfolgt im Rahmen 
der Abschlussprüfung.

In Anlehnung an den allgemeinen Management-
prozess sollte ein Risikomanagementansatz im 
Unternehmen etabliert werden, der eine syste-
matische Vorgehensweise zum Umgang mit Ri-
siken verfolgt. Nach Burger und Buchhart (2002) 
umfasst dieser Risikomanagementprozess vier 
Phasen: die Risikoidentifizierung, die Risikobe-
urteilung bzw. -bewertung, die Risikosteuerung 
sowie die Phase der Risikoüberwachung und -
kontrolle (Burger und Buchhart, 2002; Kersten 
und Singer, 2010).

Die zahlreichen Risiken, die in einem Unterneh-
men auftreten können, lassen sich auf unter-
schiedliche Weise gliedern. Neben dem zuvor 
beschriebenen Ursachen- und Wirkungsbezug 
können Risiken z. B. auch nach dem betroffenen 

tion for the purpose of conforming to customer 
requirement. This definition includes inbound, 
outbound, internal, and external movements” 
(CSCMP, 2012). Der Transport wird dabei als 
eines der Kernelemente der Logistikaktivitäten 
angesehen (Weber und Kummer, 1998). Dies ist 
nicht zuletzt darauf zurückzuführen, dass Trans-
port den größten Kostenanteil aufweist (vgl. Ab-
bildung 1).

Abbildung 1: Zusammensetzung der Logistikkosten (Quelle: 
Tseng, 2005, S. 1661, modifiziert nach Chang, 1998)

Wie in Abbildung 1 darstellt, umfasst nach Tseng 
(2005) der Transport (Transportation) mit 29,4% 
den größten Anteil an den Logistikkosten, ge-
folgt von dem Lagerbestand (Inventory) 17,4% 
und der Lagerhaltung (Warehousing) 17,0%. Die 
Kategorien Verpackung (Packaging) 11,9%, Ma-
nagement (Management) 11,0%, Warenverkehr 
(Movement) 7,8% und Bestell-abwicklung (Orde-
ring) 5,5% weisen hingegen einen deutlich gerin-
geren Kostenanteil auf.

Der Transport lässt sich allgemein nach Objekten 
(Personen- oder Gütertransport), nach Verkehrs-
trägern (See-, Straßen-, Einbahngüterverkehr 
etc.) sowie nach der Komplexität der Transport-
kette (ein- und mehrgliedrige Transporte) diffe-
renzieren (Schieck, 2008). 

Die Vielzahl der Akteure, die in die Transportlei-
stung eingebunden sind, sowie die verschiedenen 
Differenzierungsmerkmale führen dazu, dass 
während des Transportprozesses zahlreiche Ri-
siken auftreten können. Im folgenden Kapitel soll 
daher beschrieben werden, was unter Risikoma-
nagement im Transport verstanden wird.

2.2.  Risikomanagement im Transport

Wie der Logistikbegriff wird auch „Risiko“ sowohl 
in der Forschung als auch in der Praxis nicht ein-
heitlich verwendet. Hingegen hängt die Definition 
stark von dem jeweils betrachteten Forschungs-
gebiet ab (Christopher und Peck, 2004).

In der klassischen Entscheidungstheorie wird 
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Fluss in güterwirtschaftliche, finanzielle, infor-
matorische und rechtliche Risiken differenziert 
werden. Darüber hinaus ist eine Unterteilung in 
Abhängigkeit zur Entscheidungsebene, d. h. in 
strategische, taktische und operative Risiken 
möglich. Eberle (2005) nimmt des Weiteren eine 
Zuordnung nach dem Risikograd in Bagatell-, 
Klein-, Mittlere, Groß- und Existenzrisiken vor. 

Rogler (2002) differenziert die Risiken ebenfalls 
nach dem Risikograd und unterscheidet zwi-
schen existenzgefährdenden und nicht existenz-
gefährdenden Risiken. Weiterhin lassen sich 
Risiken in Bezug auf ihren Funktionsbereich (Be-
schaffungs-, Produktions-, Absatz-, Finan-zie-
rungs- und Personalrisiken) unterscheiden.

Transportrisiken im Speziellen stellen eine Un-
tergruppe der Beschaffungs- und Absatzrisiken 
dar. Diese können weiter in Transportausfall-, 
Transportmengen-, Transportkosten-, Transport-
qualitäts- und Transportzeitrisiken unterschieden 
werden. Während Transportmengen-, Transport-
kosten-, Transportqualitäts- und Transportzeitri-
siken als Transportmängelrisiken charakterisiert 
werden können, beinhaltet ein Transportausfall-
risiko die Vernichtung der Güter bzw. ihre Beein-
trächtigung. Bei dem Transportmengenrisiko wird 
die Ware während des Transportvorgangs teil-
weise vernichtet. Beim Transportkostenrisiko fal-
len hingegen höhere Kosten an als ursprünglich 
geplant. Im Falle des Transportqualitätsrisikos 
leidet die Produktqualität unter dem Transport. 
Wird eine deutlich längere Transportzeit benötigt 
als zuvor geplant, so liegt ein Transportzeitrisiko 
vor (Rogler, 2002; Kersten et. al., 2012a).

Den verschiedenen Formen von Risiken kann 
durch unterschiedliche Maßnahmen entgegen-
gewirkt werden. Um die Komplexität der in der Li-
teratur gelisteten Maßnahmen zu reduzieren, be-
darf es einer Systematisierung. Hierbei bietet sich 
analog zur Risikodefinition eine grundlegende 
Unterscheidung in ursachen- und wirkungsbezo-
gene Maßnahmen an. Ursachenbezogene Maß-
nahmen setzen an der Entstehung des Risikos 
an, so dass auf das Vermeiden und Vermindern 
eines Risikos fokussiert wird. Wirkungsbezogene 
Maßnahmen hingegen befassen sich mit den 
Folgen von Risiken und fokussieren demnach 
auf das Begrenzen, Teilen/Übertragen und das 
Selbst tragen des Risikos (Pfohl et al., 2008; 
Haller, 1986). Nach Rogler (2002) ist diese Ein-
teilung jedoch nicht immer eindeutig, da Risiken 
oftmals komplexe Ursache-Wirkungsketten dar-
stellen (Böger, 2010).

Bevor die Ergebnisse der Workshops und Ex-
perteninterviews aufgezeigt werden, wird im Fol-

genden kurz auf den gewählten Forschungsan-
satz eingegangen.

2.3. Forschungsansatz zum Risikomanagement 
im Transport

Der Fokus des vorliegenden Beitrags liegt nicht 
nur auf den Risiken, die einen Einfluss auf ein 
einzelnes Unternehmen ausüben, sondern eben-
falls auf Risiken, die zu einer Unterbrechung der 
gesamten Transportkette führen können und so-
mit mindestens zwei Unternehmen betreffen. 

Der vorliegende Beitrag widmet sich daher den 
folgenden Forschungsfragen: 

• Welche Risiken können im Straßengüterver-
kehr auftreten und wie lassen sich diese katego-
risieren? 

• Welche Maßnahmen können von Logistik-
dienstleistern und produzierenden Unternehmen 
angewandt werden, um diese Transportrisiken 
zu bewältigen?

Ziel des vorliegenden Beitrags ist es daher, zu-
nächst mögliche auftretende Transportrisiken zu 
identifizieren und darauf aufbauend einen Maß-
nahmenkatalog zu entwickeln. Hierzu wurde ein 
qualitativer Forschungsansatz gewählt. 

Die beiden von den Autoren durchgeführten 
Workshops wurden durch 16 Tiefeninterviews 
ergänzt, um eine Detailanalyse zum Risikoma-
nagement in den Praxisunternehmen vorneh-
men zu können. Im Folgenden wird näher auf 
Transportrisiken eingegangen, die von den Au-
toren mit Hilfe von Workshops identifiziert wur-
den. 

3. IDENTIFIKATION VON TRANSPORTRI-
SIKEN MIT HILFE VON WORKSHOPS

Um Risiken bewältigen zu können, ist im ersten 
Schritt ihre Identifikation erforderlich. Hierzu 
führten die Autoren im Juni 2010 und im April 
2011 Workshops durch. Den Rahmen für die 
Arbeitstreffen bildete das von der Europäischen 
Union geförderte Projekt „Connecting Authorities 
for Safer Heavy Goods Traffic in the Baltic Sea 
Region“ (C.A.S.H.). Dreizehn Organisationen 
aus acht Ländern der Ostseeregion, darunter 
Polizeibehörden, regionale Regierungsbehör-
den, Forschungseinrichtungen sowie Universi-
täten, stellten die Partner des Projektes dar. Die 
Laufzeit von C.A.S.H. betrug 36 Monate und en-
dete im September 2012. Ausgestattet mit einem 
Gesamtbudget von 3,4 Millionen Euro wurde 
das Projekt von der Turku School of Economics 
an der Universität Turku, Finnland, geleitet. Ziel 
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von C.A.S.H. war es, 
praktische Lösungen 
zu entwickeln, um den 
internationalen Stra-
ßengütertransport si-
cherer, berechenbarer 
und finanziell tragbarer 
zu machen (C.A.S.H., 
2012).

Ziel der Workshops war es, so viele unterschied-
liche Transportrisiken wie möglich zu identifizie-
ren, bevor diese klassifiziert werden sollten. Es 
folgt zunächst eine Erläuterung jeweils der Rah-
menbedingungen und dann der Ergebnisse der 
beiden Workshops. Dem schließt sich eine Dis-
kussion der unterschiedlichen Sichtweisen an. 
Während die Zielgruppe des ersten Workshops 
Polizeibehörden darstellten, wurden im zweiten 
Fall Unternehmensvertreter befragt. Ergänzt wur-
den beide Gruppen jeweils durch Forscher.

3.1. Transportrisiken aus Sicht der Polizeibehör-
den

Im Juni 2010 leiteten die Autoren einen Workshop 
in Tallinn, Estland, mit 25 internationalen Teilneh-
mern. Zum einen beteiligten sich Vertreter von 
Polizeibehörden der Länder Dänemark, Deutsch-
land, Estland, Finnland, Litauen, Norwegen sowie 
Schweden. Die Polizisten hatten oftmals leitende 
Funktionen mit Schwerpunkt LKW-Kontrolle inne 
oder zeichneten sich als Spezialisten im Gefahr-
gutbereich aus. Zum anderen arbeiteten Forscher 
aus Deutschland, Finnland, Lettland und Litauen 
mit den Fachgebieten Betriebswirtschaftliche Lo-
gistik oder Psychologie mit.

Als Ergebnis des ersten Workshops konnte eine 
hohe Anzahl an Transportrisiken festgehalten 
werden. Diese wurden in einem zweiten Schritt 
den Kategorien LKW-Fahrer, Unternehmen, LKW 
und extern zugeordnet (siehe Abbildung 2).

Die meisten und unterschiedlichsten genannten 
Risiken entstammen der Klasse „LKW-Fahrer“. 
Diese betreffen entweder den Zustand des Fah-
rers, wie zum Beispiel Müdigkeit, Alkohol- bzw. 
Drogenkonsum oder Alter, absichtliches Fehlver-
halten, das u. a. zu schnelles Fahren, die Benut-
zung von Mobiltelefonen oder Nichteinhalten der 
Lenk- und Ruhezeiten umfasst, oder unbewuss-
tes Fehlverhalten. Die letztgenannte Subkatego-
rie beinhaltet beispielsweise folgende Risiken: 
mangelhafte Ladungssicherung, ungenügende 
Kenntnis der Verkehrsregeln oder schlechter Zu-
stand des Fahrzeugs.

Abbildung 2: Grundstruktur zur Einteilung der Transportrisiken 
des ersten Workshops (Polizeiperspektive)

Risiken der Kategorie „LKW“ nannten die Poli-
zisten und Forscher ebenfalls häufig. Diese be-
ziehen sich entweder auf den Zustand des Fahr-
zeugs, wie z. B. Reifendefekte oder Ölaustritt, 
oder sind verknüpft mit der Zusatzausstattung 
des LKW, d. h. mangelhafte Funktionsfähigkeit 
des Geschwindigkeitsbegrenzers bzw. des Ta-
chographen. Im Gegensatz hierzu wurden Unter-
nehmensrisiken aus den Bereichen Personal (u. 
a. Falschauswahl der Fahrer und Zeitdruck) oder 
LKW, wie beispielsweise Überladung sowie nicht 
ausreichende Wartung des Fahrzeugs, seltener 
aufgeführt. Ergänzend zählten die Polizisten und 
Forscher externe Risiken auf. Hier lassen sich die 
Kategorien Infrastruktur, menschliches Verhalten 
und Umwelt bilden. Zur Infrastruktur gehören z. 
B. Warteschlangen an den Ländergrenzen oder 
ein schlechter Zustand der Straßen, während 
die Missachtung von Vorschriften unter mensch-
lichem Verhalten subsumiert werden kann. Die 
Polizisten und Forscher erwähnten ferner Wet-
terbedingungen, wie Eis und Nebel, sowie wilde 
Tiere als Risiken, die in der Kategorie Umwelt er-
fasst werden.

3.2. Transportrisiken aus Unternehmensperspek-
tive

Um neben den genannten Transportrisiken aus 
Sicht der Polizisten und Forscher eine zweite Per-
spektive einnehmen zu können, organisierten die 
Autoren gemeinsam mit weiteren Projektpartnern 
einen zweiten Workshop. Dieser fand im April 
2011 in Riga, Lettland, statt. In diesem Fall stellten 
Unternehmensvertreter mit leitenden Funktionen 
bei Logistikdienstleistern die Hauptzielgruppe ne-
ben Forschern dar. Grundsätzlich konnte festge-
stellt werden, dass sich die im zweiten Workshop 
genannten Risiken in vielen Fällen mit denen im 
ersten Workshop identifizierten überschnitten.
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Abbildung 3: Rahmenwerk und Einteilung der Transportri-
siken des zweiten Workshops (Unternehmensperspektive)

Die von den Unternehmensvertretern und For-
schern aufgeführten Risiken konnten im An-
schluss drei bereits im ersten Workshop aufge-
stellten Kategorien zugeordnet werden. Anstelle 
der externen Risiken wurden als vierte und fünfte 
Klassen „umweltbezogene Risiken“ sowie „poli-
tische Risiken“ ergänzt (siehe Abbildung 3).

Die ersten vier Kategorien umfassen eine hohe 
Anzahl an Risiken, die bereits von den Polizis-
ten und Forschern aufgezählt wurden, wie ein 
geringes Know-how (junger Fahrer), oder Alko-
holkonsum im Falle des LKW-Fahrers. Unterneh-
mensbezogene Risiken können beispielsweise 
Zeitdruck oder eine nicht-optimale Routenpla-
nung beinhalten. Im Gegensatz hierzu betreffen 
LKW-bezogene Risiken u. a. technische Defekte 
sowie eine nicht angemessene Ausrüstung. Um-
weltbezogene Risiken schließen einen schlech-
ten Straßenzustand, wilde Tiere und Naturkata-
strophen ein. Grundsätzlich ist festzuhalten, dass 
bei einigen aufgeführten Risiken Überlappungen 
zwischen den genannten Klassen auftreten kön-
nen. Das inkorrekte Festzurren bzw. Beladen 
wäre neben der Kategorie „LKW-bezogene Ri-
siken“ auch als LKW-Fahrerbezogenes Risiko 
denkbar. Die fünfte Kategorie, politische Risiken, 
enthält neben Korruption und Verzögerungen 
z. B. aufgrund von Gewerkschaftsstreiks oder 
verschiedenartiger Polizeikontrollen auch Ände-
rungen in der (Steuer-)Gesetzgebung in Transit-

ländern.

3.3. Diskussion der 
beiden Betrach-
tungsweisen

Eine Analyse der 
beiden Workshops 
mit verschiedenen 
Zielgruppen zeigt, 
dass die von den 
Polizisten und 
Forschern iden-
tifizierten Trans-
portrisiken in den 
meisten Fällen ur-
sachenbezogener 
Art sind. Beispiele 
schließen den Al-
koholkonsum oder 
technische De-
fekte des LKW ein. 
Zu den im zweiten 
Workshop von den 
Unte rnehmens-
vertretern und 
Forschern aufge-

führ-ten Risiken lässt sich in einigen Fällen ein 
ursachenbezogener, in anderen Fällen hinge-
gen ein wirkungsbezogener Bezug herstellen. 
Beispiele für ursachenbezogene Risiken sind 
Krankheit des Fahrers oder Zeitdruck, während 
ein Güterverlust aufgrund von Störungen in der 
Kühlkette bzw. eine Verzögerung aufgrund eines 
Gewerkschaftsstreiks eine wirkungsbezogene 
Perspektive einnehmen.

Des Weiteren fällt auf, dass einige Risiken vorwie-
gend für spezifische Länder zutreffen. Dieses ist 
der Fall für Verzögerungen beim Grenzübergang, 
einem schlechten Straßenzustand oder Erdbe-
ben. Die Anzahl und Größenordnung potenzieller 
Risiken hängt somit von der länderspezifischen 
Infrastruktur sowie dem Sicherheitsniveau ab. 
Die identifizierten Risiken unterscheiden sich 
daher sowohl in ihrer Eintrittswahrscheinlichkeit 
als auch in ihrem Schadensausmaß.

An dieser Stelle wird deutlich, dass ein übergrei-
fender Risikomanagementprozess mit Berück-
sichtigung der Lieferkette in Unternehmen imple-
mentiert sein sollte. Es reicht zudem nicht aus, 
wenn dieser nur einige der genannten Katego-
rien von Transportrisiken berücksichtigt, sondern 
er sollte alle Klassen einschließen. Im Folgenden 
werden die Ergebnisse der Ex-perteninterviews 
geschildert, die zum Thema Risikomanagement 
im Transport geführt wurden.
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4. ANALYSE VON RISIKOMANAGEMENT IM 
TRANSPORT AUF BASIS VON EXPERTENGE-
SPRÄCHEN

In der Kernzeit von November 2011 bis März 
2012 wurden sechzehn Expertengespräche mit 
Unternehmensvertretern geführt. Mit Hilfe der 
Interviews erfolgte eine detaillierte Bestandsauf-
nahme des Risikomanagements im Transport. 
Damit werden die in Abschnitt 3 identifizierten 
Transportrisiken um einen Einblick zum Umgang 
mit diesen Risiken in der Praxis ergänzt. 

4.1. Teilnehmer der Expertengespräche

Die Interviews wurden mit zehn Vertretern von 
Logistikdienstleistern und sechs Experten von 
produzierenden Unternehmen geführt. Die Aus-
wahl der Gesprächspartner erfolgte an Hand von 
drei Kriterien: Die Unternehmensvertreter sollten 
Kontakt zu der logistischen Aktivität Transport 
haben, einen starken Bezug zum Risikomanage-
ment aufweisen und zum höheren Management 
gehören. Auf der Seite der Logistikdienstleister 
gehörten sechs Interviewpartner der Geschäfts-
führung an, drei befassten sich im operativen Be-
reich mit Transportrisiken und einer war Leiter des 
Risikomanagements. Bei den produzierenden 
Unternehmen sind zwei Experten Leiter der Lo-
gistik, zwei im Einkauf tätig und jeweils einer im 
Qualitätsmanagement und im operativen Bereich 
mit Transportrisiken befasst.

Die Gespräche wurden mit Hilfe eines semi-
strukturierten Fragebogens geführt, der in vier 
Teile gegliedert war. Zuerst erfolgte die Abfrage 
allgemeiner Angaben zum Unternehmen und zu 
Logistikdienstleistungen. Anschließend wurde im 
Hauptteil das Verständnis der Interviewpartner 
zum Thema Risiko und Risikomanagement abge-
fragt, sowie Transportrisiken und ent-sprechende 
Maßnahmen zur Beherrschung analysiert. Der 
dritte Teil widmete sich den unterstützenden IT-
Systemen. Abschließend erhielten die Befragten 
die Möglichkeit, offene Punkte anzusprechen.

Zehn der Interviews wurden persönlich geführt und 
die restlichen sechs telefonisch. Die Ge-spräche 
dauerten zwischen 45 Minuten und eine Stunden 
50 Minuten. Es erfolgte eine Aufzeichnung für alle 
Interviews, sodass diese im Anschluss mit Hilfe 
des Fragebogens dokumentiert werden konnten. 
Die Experten erhielten eine Mitschrift zur mög-
lichen Kommentierung.

4.2. Hintergrundinformationen zu den teilneh-
menden Unternehmen

Bei allen Unternehmen handelte es sich um 
große Logistikdienstleister und produzierende 

Unternehmen. Fünf der Logistikdienstleister wa-
ren internationale Großkonzerne.

Alle Unternehmen erbringen bzw. fragen die lo-
gistische Dienstleistung Transport nach. Am 
stärksten wird dabei die Straße genutzt, gefolgt 
von Schifffahrt, Luftverkehr und Schiene. Binnen-
schifffahrt und die Nutzung von Pipelines ist für 
die interviewten Unternehmen von nachrangiger 
Bedeutung. Neben Transport spielen Umschlag 
und Lagerung eine wichtige logistische Rolle. 
Weiterhin wurde die Verzollung bzw. die Zollla-
gerung als eine Logistikdienstleistung bewertet, 
welche häufig erbracht bzw. nachgefragt wurde. 
Zusätzlich hatten die untersuchten Unternehmen 
Erfahrungen in der Qualitätskontrolle, Kommisi-
onierung, Etikettierung und Verpackung. Logi-
stikberatung wurde von einigen produzierenden 
Unternehmen in Anspruch genommen. Finanz-
dienstleistungen im Logistikbereich spielten da-
gegen eine untergeordnete Rolle.

Zusammenfassend lässt sich feststellen, dass 
die Interviewpartner geeignete Positionen ein-
nahmen, um die Forschungsfrage zu diskutieren. 
In den analysierten Unternehmen spielt die logi-
stische Dienstleistung Transport eine elementare 
Rolle.

4.3. Risikomanagement allgemein und Manage-
ment von Transportrisiken in den beteiligten Un-
ternehmen

Die interviewten Experten verstehen unter dem 
Begriff Risiko mehrheitlich ein Ereignis, welches 
eine negative Auswirkung für das eigene Un-
ternehmen hat. Ein Risiko gefährdet daher die 
Erreichung von Unternehmenszielen oder allge-
meiner den Erfolg des Unternehmens. Lediglich 
ein Gesprächspartner versteht Risiko als eine Ab-
weichung vom Plan und assoziiert damit sowohl 
positive als auch negative Auswirkungen. Diese 
Definition umfasst somit auch Chancen. Zwei 
weitere Experten beschreiben Risiko als einen 
Begriff, der ökonomische, ökologische und sozi-
ale Komponenten hat. Die Mehrheit betont ledig-
lich den finanziellen Schaden bei einem Risiko-
eintritt. Zwei weitere Interviewpartner verwiesen 
weiterhin auf Risiken, die sich nicht nur auf das 
eigene Unternehmen, sondern auch auf Supply 
Chain-Partner auswirken. Zusammenfassend 
lässt sich Risiko als ein Ereignis definieren, das 
einen negativen Einfluss auf zumindest das eige-
ne Unternehmen hat.

Anschließend wurde auf das Verständnis von Ri-
sikomanagement eingegangen. In sechs Fällen 
erfolgte die Implementierung eines Prozesses. 
Ein Experte fasste dies wie folgt zusammen: Ri-
sikomanagement ist „der Prozess zur Minimie-
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rung von Risiken, bestehend aus Identifikation, 
Steuerung und Monitoring von Risiken.“ Dieses 
Verständnis entspricht der in Abschnitt 2.2 vor-
gestellten wissenschaftlichen Definition. In vielen 
Fällen wurde in den Interviews der praktische Ab-
lauf beschrieben. Unter Risikomanagement ver-
steht ein Gesprächs-partner z. B. einen Prozess 
mit zwei Stufen: „Zunächst wird eine Abstufung 
nach Prioritäten innerhalb der Risikostufen vor-
genommen. Anschließend wird darüber entschie-
den wie mit den jeweiligen Risiken umgegangen 
werden kann. Als Beispiel kann ein Risiko in Kauf 
ge-nommen werden, ohne weitere Maßnahmen 
zu treffen. Bei anderen Risiken werden Szenarien 
entwickelt, wie einem bestimmten Risiko in mög-
lichst kurzer Zeit entgegengewirkt werden kann.“ 
Sofern die Experten in den Gesprächen nicht 
explizit auf einen Risikomanagementprozess 
hinwiesen, so widerspricht dies nicht dem gene-
rellen Ablauf, sondern es wurde in diesen Fällen 
konkreter auf einen Prozessschritt eingegangen. 
So beschreibt ein Experte Risikomanagement 
z. B. als „die bewusste Steuerung/Kontrolle von 
Transport- und Zahlungsrisiken. Insbesondere in 
der Prävention durch Partnerauswahl, Verträge, 
Investigation und Erfahrungswerte.“ Die Experten 
sind sich zusammenfassend einig, dass Risiko-
management dazu dient, den Erfolg des Unter-
nehmens zu sichern.

Nach diesen einführenden Verständnisfragen 
schloss sich die Diskussion an, ob die Unterneh-
men über ein institutionalisiertes Risikomanage-
ment für den Bereich Transport verfügen. Bei 
neun der 16 betrachteten Unternehmen ist dies 
der Fall, darunter sieben Logistikdienstleister und 
lediglich zwei produzierende Unternehmen. Im 
Falle eines nicht institutionalisierten Risikoma-
nagements wurden Transportrisiken bei produ-
zierenden Unternehmen häufig als Gegenstand 
des operativen Geschäftes gesehen, wie ein In-
terviewpartner verdeutlichte: „Risikomanagement 
erfolgt immer bei Bedarf im Rahmen des jewei-
ligen Prozesses. Meistens ist der Einkauf dafür 
zuständig. Transportrisiken kommen zwar immer 
wieder vor, jedoch werden sie nicht systematisch 
bearbeitet.“ Ein Vertreter eines Logistikdienstlei-
sters führte sein fehlendes Risikomanagement 
speziell für Transportrisiken darauf zurück, dass 
zusätzliche Leistungen in diesem Bereich nicht 
vom Kunden bezahlt werden. In diesen Unterneh-
men existiert somit kein Risikomanagement spe-
ziell für operative Transportrisiken, aber durchaus 
ein finanzielles Risikomanagement, wie es meist 
auch gesetzlich vorgeschrieben ist (siehe Ab-
schnitt 2.2).

Im Falle eines implementierten Risikomanage-
ments ist dieses z. B. bei einem Logistikdienst-

leister wie folgt aufgebaut: Grundlage für das 
Risikomanagement bildet die Abbildung aller 
Prozesse. Diese werden im Rahmen des Quali-
tätsmanagements aufgenommen. Anschließend 
erfolgt eine Bewertung der Prozesse im Hinblick 
auf ihre Anfälligkeit. Diese Bewertung wird zwei 
bis drei Mal im Jahr durchgeführt. Eine Auswer-
tung der Prozesse beinhaltet viele Aspekte, u. a. 
Bußgelder, Beschwerden, Abfertigungsprobleme 
und Vorfälle beim Be- und Entladen. Aus diesen 
Fällen werden wiederum Maßnahmen abgeleitet, 
die auf den gesamten Betrieb Anwendung finden. 
Bei dieser Vorgehensweise wird keine Einzelper-
son für Fehler bestraft, sondern die gesamte Be-
legschaft auf den Fehler aufmerksam gemacht. 
Im Alltagsgeschäft wenden die Befragten das Ri-
sikomanagement täglich an. Beispielsweise wird 
bei der Routenplanung die sicherere Route ge-
wählt, auch wenn eine andere kürzer wäre. Ein 
Inter-viewpartner von einem produzierendes Un-
ternehmen beschreibt die organisatorische Um-
set-zung wie folgt: Für den gesamten Konzern 
gibt es ein Risikomanagement als Stabsfunktion. 
Für die einzelnen Fachabteilungen wird dann de-
zentral weiter geplant. Einmal im Quartal findet 
ein Meeting zwischen den Fachabteilungen und 
der Stabsabteilung des Konzerns statt, in dem 
Risiken identifiziert, (neu)bewertet und über ak-
tuelle und mögliche (neue) Gegenmaß-nahmen 
gesprochen wird. Die Interviewpartner waren 
sich einig, dass ein systematischer Umgang mit 
Transportrisiken sinnvoll ist. Die Institutionalisie-
rung hängt aber von unternehmensspezifischen 
Faktoren ab. Gerade kleine Unternehmen mit 
einer geringen Anzahl von Mitarbeitern können 
nicht die gleichen Ressourcen aufbringen, wie 
große Unternehmen mit spezialisierten Fachab-
teilungen.

In weiteren Verlauf der Interviews wurden alle Ex-
perten gebeten, die zehn wichtigsten Transportri-
siken für ihr Unternehmen aufzuzählen. Inklusi-
ve einer großen Anzahl an Mehrfachnennungen 
konnten 123 Transportrisiken gesammelt werden. 
Die Autoren gliederten diese Transportrisiken in 
sechs Gruppen. Die Auswahl der Gruppen ist an 
die Klassifizierung von Rogler (2002) angelehnt, 
die in Abschnitt 2.2 eingeführt wurde. Fünf der 
sechs Gruppen beschreiben die Auswirkung der 
Transportrisiken. Die sechste Gruppe umfasst 
alle „sonstigen“ Risiken, welche nicht eindeutig 
einer der anderen fünf Gruppen zugeteilt wer-
den konnten. Die fünf Gruppen sind wiederum 
in Untergruppen unterteilt, welche die Transpor-
trisiken beschreibend einordnen. Insgesamt fand 
eine Zuordnung der 82 Transportrisiken in diese 
fünf Gruppen statt. Zum Beispiel ist die Gruppe 
„Zeit“ mit 28 genannten Transportrisiken in die 
Untergrup-pen „Regularien“, „Transportprozess“, 
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„Umwelt“ und „Kommunikation“ unterteilt. In der 
Untergruppe „Regularien“ ist z. B. das Risiko ein-
geteilt, dass eine Lieferung zu spät kommt, da 
Probleme mit der Zollabfertigung auftreten. 23 
Risiken, die sich auf die Transportmenge auswir-
ken oder einen Transportausfall zur Folge haben, 
wurden in einer Gruppe „Menge/Ausfall“ zusam-
mengefasst, da keine eindeutige Zuordnung mög-
lich ist. Weiterhin ließen sich 20 Transportrisiken 
in „Kosten“ und 18 in „Qualität“ einsortieren. Die 
Gruppe „Sonstiges“ subsumiert die restlichen 34 
Transportrisiken (siehe Kersten et al., 2012b).

Im Anschluss an die Nennung von Transportri-
siken wurden die Unternehmensvertreter ge-fragt, 
ob in ihren Unternehmen eine Klassifizierung vor-
genommen wird. Eine Kategorisierung erleichtert 
das systematische Umgehen mit der Vielzahl von 
möglichen Transportrisiken. Von den sechzehn 
analysierten Unternehmen ist dies nur in sechs 
der Fall. Weitere vier Unternehmen kategorisie-
ren Transportrisiken nur in Einzelfällen nach dem 
verursachten Schaden. Eines der befragten Un-
ternehmen nimmt eine implizite Klassifizierung 
vor, indem es Transportrisiken in „absehbare“ 
und „nicht absehbare“ unterteilt. Die „abseh-
baren“ Trans-portrisiken werden im Rahmen von 
Standard Operation Procedures (SOP), also vor-
definierten Vorgehensweisen für den Fall des 
Risikoeintritts behandelt. Die „nicht absehbaren“ 
werden nicht weiter betrachtet. Andere Unter-
nehmen klassifizie-
ren Transportrisiken 
nach den Ursachen 
oder verwenden 
folgende Katego-
rien: „Rechtliche, 
Strategische, Markt, 
Finanzen, Personal 
und Tagesgeschäft“.

Weiterhin sollten 
die Experten mit 
Hilfe einer 5-Punkte 
Likert-Skala (von 
sehr niedrig bis 
sehr hoch) die ge-
nannten Transpor-
trisiken hinsichtlich 
der Eintrittswahrscheinlichkeit und Schadenshö-
he bewerten. Eine solche Bewertung war für die 
Mehrzahl von Gesprächspartnern innerhalb der 
Interviewdauer nicht praktizierbar. Etwa die Hälf-
te der betrachteten Unternehmen bewertet Trans-
portrisiken, allerdings in unterschiedlicher Art und 
Weise. Am häufigsten werden Key Performance 
Indicators (KPI) eingesetzt, die eine Verbesse-
rung oder Verschlechterung der Unternehmenssi-
tuation durch Risikoeintritte abbilden. Es handelt 

sich also um eine nachträgliche Bewertung. Stan-
dardisierungen können dabei die nachträgliche 
Bewertung erleichtern. In den anderen Unterneh-
men werden Transportrisiken nur in Einzelfällen 
proaktiv bewertet und dies wird teilweise auch 
informell durch Erfahrungswerte von Mitarbeitern 
praktiziert. Die Schwierigkeit, Transportrisiken zu 
bewerten, stellt für die Praxisvertreter allgemein 
ein erhebliches Problem dar.

In den Interviews wurde auch der Einsatz von 
Informationstechnik (IT) im Rahmen des Ri-siko-
managements von Transportrisiken untersucht. 
Zwölf der sechzehn analysierten Unternehmen 
setzen IT-Tools im Risikomanagementprozess 
ein. Auf der einen Seite werden IT-Tools zur Unter-
stützung des Prozesses verwendet. Ein Beispiel 
sind spezielle Risikomanagementprogramme, die 
den Anwender durch alle Phasen des Prozesses 
leiten und sowohl den Arbeitsablauf als auch die 
Berichterstattung kontrollieren. Auf der anderen 
Seite gibt es IT-Tools, die nur innerhalb einzelner 
Prozessschritte unterstützende Funktionalitäten 
haben. Zum Beispiel kann in der Identifikations-
phase eine Software zur Durchführung einer Feh-
lermöglichkeits- und Einflussanalyse eingesetzt 
werden. 

Abbildung 4 gibt einen Überblick über den Einsatz 
von IT-Tools im Risikomanagement von Transpor-
trisiken. 

Abbildung 4: Häufigkeit der verwendeten IT-Tools im Rahmen 
des Risikomanagements

In den analysierten Unternehmen werden am 
häufigsten Tabellenkalkulations- und Textverar-
beitungsprogramme eingesetzt. Diese können 
mit geringem Aufwand den unternehmensspe-
zifischen Anforderungen angepasst werden. Ein 
weiterer Vorteil ist die Möglichkeit, Informationen 
mit Hilfe dieser Programme auszutauschen. An-
dere Programme weisen häufig Schnittstellen-
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probleme auf. Ein Problem bilden hierbei die 
fehlenden Standards des Datenaustauschs 
zwischen den Unternehmen. Meistens werden 
daher Datenauszüge für die Auswertung in Ta-
bellenkalkulationsprogramme herangezogen. 
Ein Unternehmensvertreter eines Logistikdienst-
leister beschreibt, dass die Risiko-Strategie-
entwicklung und Identifikation manuell geplant 
werden. Hierbei finden Excel-Tools und eine 
Acess-Datenbank Einsatz. Die Risikobewertung 
erfolgt im Vorfeld und findet sich in vertraglichen 
Regelungen wieder. Die „Schadenshöhe“ bildet 
hierbei die eigentliche Bewertung und wird auf 
Excel-Basis „per Hand“ kalkuliert. Die Risiko-
steuerung erfolgt durch die SOP, welche in Not-
fallleitplänen gebündelt werden. Hierzu wird kein 
eigenes System verwendet. Die Risikokontrolle 
geschieht über die Kontrolle der KPI. Die Risi-
koüberwachung erfolgt auf operative Seite mit-
hilfe eines „Supply-Chain-Event-Managements“. 
Dieses „Supply-Chain-Event-Management“-Sy-
stem stellt eine Plattform für die Parteien des Be-
stell- und Lagermanagementprozesses dar. Es 
bildet eine Schnittstelle zwischen dem Kunden, 
einem Call-Center und Mitarbeitern, die für die 
Bestands- und Lieferperformance verantwortlich 
sind. Bei einer verspäteten Bearbeitung einer 
Bestellorder geht selbstständig eine Warnung 
ans Call-Center von diesem System aus.

Selbstentwickelte Datenbanken und IT-Tools 
fanden nur in einer Minderheit der Unterneh-
men ihren Einsatz. Ein Unternehmen wendet 
ein spezifisches Risikomanagementprogramm 
an, welches speziell auf Transportrisiken abge-
stimmt ist. Die Mehrheit der Unternehmen ver-
wendet hingegen Programme für das Risikoma-
nagement, die ursprünglich zur Unterstützung 
anderer Unternehmensprozesse implementiert 
wurden. Diese wurden unter „Sonstiges“ zusam-
mengefasst. Zum Beispiel wird auf Enterprise-
Resource-Planning (ERP) Programme zurück-
gegriffen, um Daten für das Risikomanagement 
zu nutzen. ERP Programme dienen hierbei als 
Datenquelle, unterstützen aber nicht den eigent-
lichen Risikomanagementprozess. Weiterhin 
werden Tracking & Tracing Programme verwen-
det, um Informationen über mögliche Verzöge-
rungen im Transportprozess zu erhalten.

4.4 . Schlussbetrachtung der Expertenge-
spräche

Die durchgeführten Interviews ermöglichten eine 
Bestandsaufnahme zum Risikomanagement 
von Transportrisiken. Sowohl Logistikdienstlei-
ster als auch produzierende Unternehmen sind 
mit einer Vielzahl von Transportrisiken konfron-

tiert. Insgesamt wurden mit einer großen Anzahl 
von Mehrfachnennungen 123 Transportrisiken 
genannt. Diese Transportrisiken konnten mit Hilfe 
von Gruppen klassifiziert werden. Die Experten 
sehen die Notwendigkeit, mit diesen Transport-
risiken im Rahmen eines Risikomanagements 
systematisch umzugehen. Eine Implementie-
rung eines Risikomanagementprozesses ist so-
mit erforderlich. Dieser Prozess kann durch den 
Einsatz von IT-Tools unterstützt werden. Im Fol-
genden werden geeignete Maßnahmen zur Risi-
kosteuerung diskutiert.

5. MAßNAHMENBAUKASTEN ZUR BEWÄLTI-
GUNG VON TRANSPORTRISIKEN

Das folgende Kapitel fokussiert auf den dritten 
Schritt des Risikomanagementprozesses, d. h. 
die Risikosteuerung, insbesondere für Transpor-
trisiken. Zunächst werden Arten von Risikoma-
nagementstrategien und -maßnahmen aufge-
führt. Anschließend erfolgt eine Aufstellung von 
Maßnahmen zum Management von Risiken all-
gemein sowie von Transportrisiken.

5.1. Arten von Risikomanagementstrategien und 
-maßnahmen

Wie in Abschnitt 2.2 festgehalten, können den Ri-
sikomanagementstrategien „vermeiden“, „vermin-
dern“, „begrenzen“, „teilen“ und „Selbst tragen“ 
jeweils eine Reihe von Maßnahmen zugeordnet 
werden. Generell ist die Anzahl an potenziellen 
Maßnahmen zur Risikosteuerung hoch.

Aus diesem Grund weist eine Reihe von Au-
toren Maßnahmen den Risiken zu (siehe z. B. 
Rice und Caniato, 2003; Johnson, 2001). Ande-
re entwickeln Klassifikationen für Maßnahmen. 
Beispielsweise wählt Tang (2006) die Bereiche 
Beschaffungs-, Nachfrage-, Produkt- und Infor-
mationsmanagement als Kategorien, während 
Manuj und Mentzer (2008) zwischen den Stra-
tegien Postponement, Spekulation, Hedging, 
Risikokontrolle/-teilung/-transfer, Sicherheit und 
Risikovermeidung differenzieren (Singer, 2012). 
Jedoch existiert bisher kein Maßnahmenbauka-
sten, der auf Transportrisiken fokussiert (Kersten 
et al., 2012b).

5.2. Aufstellung von Maßnahmen zum Manage-
ment von Risiken allgemein

Innerhalb des Maßnahmenbaukastens kann zwi-
schen Maßnahmen für Risiken allgemein sowie für 
Transportrisiken unterschieden werden. Obgleich 
verschiedene Arten von Risikomanagementmaß-
nahmen in der Literatur aufgezeigt werden, gibt 
es keine einheitlich verwendete Klassifikation.
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Im Folgenden wird die von Kersten et al. (2009) 
entwickelte Maßnahmenklassifizierung verwen-
det. Hier werden Risikosteuerungsmaßnahmen 
für Risiken allgemein, d. h. sie können unabhän-
gig von spezifischen Risiken generell im Risiko-
management eingesetzt werden, von denjenigen 
Maßnahmen unterschieden, die für spezifische 
Risiken einzusetzen sind. Maßnahmen zum Um-
gang mit Risiken allgemein umfassen die Kate-
gorien „generische Maßnahmen“, „Personal“, 
„Informations- und Kommunikationspolitik“ sowie 
„Krisenplanung und -vorbeugung“ (siehe Abbil-
dung 5).

Abbildung 5 zeigt für die vier genannten Maß-
nahmenklassen jeweils zwei Beispiele auf. So 
können Schulungen im Bereich Personal, die 
Stärkung der Kommunikationskultur als Maß-
nahme im Bereich Informations- und Kommuni-
kationspolitik oder die Prozessverbesserung als 
Krisenplanung und -vorbeugung die Risikolage 
von Unternehmen generell verbessern.

Abbildung 5: Risikomanagementmaßnahmen für Risiken all-
gemein

Im Rahmen der Maßnahmen zum Umgang mit 
spezifischen Risiken unterscheiden Kersten et 
al. (2009) Maßnahmen für Beschaffungs-, Pro-
zess-, Steuerungs-, Nachfrage- und Umfeldri-
siken, wobei die Systematik für Maßnahmen 
zur Bewältigung von Risiken in der Beschaffung 
weiter untergliedert wird. Diese enthält u. a. ne-
ben produktbezogenen Maßnahmen, wie der 
Verwendung von Standardteilen, auch Lager-
haltungsmaßnahmen, z. B. die Verringerung des 
Lagerbestands, und Maßnahmen für den Bereich 
Transport. 

Diese inhaltlich gegliederten Maßnahmen kön-
nen ergänzend anhand der Fristigkeit, d. h. kurz-, 
mittel- oder langfristige Wirkung, oder aufbauend 
auf den fünf Basisstrategien bzgl. Ursachen- 
oder Wirkungsbezug charakterisiert werden. Bei 

der Zuordnung von Maßnahmen zu den fünf dar-
gestellten Basisstrategien kann es zu mehrdeu-
tigen Lösungen kommen. So ist es möglich, das 
Vorhalten redundanter Daten sowohl als Risiko-
vermeidung als auch als Maßnahme zur Risiko-
verminderung zu interpretieren (Kersten et al., 
2012b).

Einige Autoren differenzieren daher zwischen 
proaktiven und reaktiven Maßnahmen. Diese 
Kategorien verfolgen unterschiedliche Ziele und 
erfordern demnach verschiedene Ansätze. Im 
Vergleich zu reaktiven Maßnahmen ist es für pro-
aktive notwendig, sie vor dem Schadenseintritt 
zu ergreifen (Kaliprasad, 2006). Gegebenenfalls 
kann sich diese Maßnahmenklassifizierung aller-
dings auch als nicht einheitlich herausstellen. Die 
Implementierung eines IT-Systems kann als pro-
aktive Maßnahme aufgefasst werden, während 
bei der besseren Bewältigung einer Verspätung 
als Folge eines IT-Einsatzes eine reaktive Hand-
lung vorliegt (Kersten et al., 2012b). Nachste-
hend wird auf die Maßnahmen zur Steuerung von 

Transportrisiken eingegangen.

5.3 . Zusammenstellung von Maßnahmen zum 
Management von Transportrisiken

In den in Abschnitt 4 beschriebenen Experten-
gesprächen wurden geeignete Maßnahmen zum 
Umgang mit den identifizierten Transportrisiken 
abgefragt. Insgesamt nannten die Unterneh-
mensvertreter 124 Maßnahmen (inkl. Mehrfach-
nennungen). Die Autoren haben diese Maßnah-
men mit Hilfe von Literatur ergänzt. Tabelle 1 gibt 
einen Überblick über die vorgenommene Klassifi-
zierung der identifizierten Maßnahmen.
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Tabelle 1: Risikomanagementmaßnahmen für Transport-
risiken (Ergebnisse der Expertengespräche erweitert um 
Kersten et al., 2009, S. 137-138)

Alle Maßnahmen können in die Gruppen „Or-
ganisation“, „Personal“ und „IT“ einsortiert wer-
den. Für jede Gruppe konnten wiederum Un-
tergruppen gebildet werden, die verschiedene 
Maßnahmen thematisch zusammenfassen. Die 
Gruppe „Organisation“ besteht aus zehn Unter-
gruppen, wie z. B. „Versicherungen“. In dieser 
Untergruppe ist z. B. die Maßnahme „Abschluss 

einer Transportversi-
cherung“ einsortiert. Die 
Gruppe „Personal“ ist in 
die Untergruppen „Re-
duzierung des mensch-
lichen Einflusses“, „Per-
sonalentwicklung“ und 
„Personalauswahl“ un-
terteilt. Die Gruppe „IT“ 
weist die Untergruppen 
„Kontrolle“ und „Sicher-
heit“ auf. In Tabelle 1 
sind beispielhaft Maß-
nahmen für jede Unter-
gruppe angegeben.

Die Ergebnisse verdeut-
lichen, dass es eine Viel-
zahl von Maßnahmen 
gibt, die zum Umgang 
mit Transportrisiken ein-
gesetzt werden können. 
Die Klassifizierung nach 
den betriebswirtschaft-
lichen Gruppen „Organi-
sation“, „Personal“ und 
„IT“ soll die organisato-
rische Umsetzung eines 
Ris ikomanagements 
erleichtern. Im Rahmen 
der Prozessphase Ri-
sikosteuerung können 
aus diesem Katalog 
Maßnahmen ausgewählt 
werden. Abbildung 6 gibt 
zusammenfassend den 
Ablauf des Risikoma-
nagementprozesses im 
Transportbereich für Un-
ternehmen wider.

 

Abbildung 6: Schritte des Risikomanagementprozesses
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Zuerst müssen Transportrisiken identifiziert wer-
den, bevor eine Bewertung möglich ist (1). An-
schließend muss eine Priorisierung erfolgen, um 
die Anzahl der betrachteten Transportrisiken auf 
eine handhabbare Größe zu reduzieren (2). Für 
diese Transportrisiken können Maßnahmen aus 
dem zusammengestellten Katalog ausgewählt 
werden. Hierbei müssen die unterschiedlichen 
Risikoarten, sowie unternehmens- und Supply 
Chain-spezifische Anforderungen berücksichtigt 
werden (3). Bei der Auswahl der Maßnahmen 
sind die Kosten der Durchführung sowie die 
Eintrittswahrscheinlichkeit und potenzielle Scha-
denshöhe des betrachteten Transportrisikos zu 
beachten (4). Abschließend müssen noch Inter-
dependenzen mit anderen Unternehmensrisiken 
aufgenommen werden, um einen sicheren und 
effizienten Transportprozess zu gewährleisten.

6. FAZIT

Der Transportbereich nimmt in der Logistik ei-
nen hohen Stellenwert ein. Dies ist nicht zuletzt 
darauf zurückzuführen, dass der Transport den 
größten Anteil an den Logistikkosten aufweist. 
Die Vielzahl der Akteure, die in die einzelnen 
Transportleistungen eingebunden sind sowie die 
verschiedenen Differenzierungsmerkmale, die 
eine Transportleistung charakterisieren, führen 
dazu, dass während des Transportprozesses 
zahlreiche Risiken auftreten können. 

Ziel des vorliegenden Beitrags war daher eine 
Bestandsaufnahme von auftretenden Transport-
risiken im Straßengüterverkehr. Hierzu konnte 
mit Hilfe von zwei Workshops, an denen Ver-
treter von Forschungseinrichtungen und Poli-
zeibehörden aus dem Ostseeraum sowie Unter-
nehmensvertreter von Logistikdienstleistern und 
produzierenden Unternehmen teilnahmen, eine 
hohe Anzahl an Transportrisiken identifiziert wer-
den. Hierbei ist festzuhalten, dass die von den 
Polizisten und Forschern aufgezählten Transpor-
trisiken in den meisten Fällen ursachenbezogen 
waren, wohingegen die von den Unternehmens-
vertretern genannten Risiken sowohl einen Ursa-
chen- als auch einen Wirkungsbezug aufwiesen. 
Die Risiken unterscheiden sich oftmals in ihrer 
Eintrittswahrscheinlichkeit und ihrem Schadens-
ausmaß. In einem zweiten Schritt wurden die 
Transportrisiken den Kategorien LKW-Fahrer, 
Unternehmen, LKW und extern bzw. umweltbe-
zogene und politische Risiken zugeordnet.

Des Weiteren zeigen die Ergebnisse der sech-
zehn durchgeführten Experteninterviews, dass 
56% der befragten Unternehmen über ein in-
stitutionalisiertes Risikomanagement verfügen, 

wohingegen 44% das Gegenteil berichteten. Al-
lerdings finden in den anderen Unternehmen Tei-
laspekte eines allgemeinen Risikomanagements 
Berücksichtigung. Die Detailanalyse zu den un-
ternehmensbezogenen Risiken ergab, dass sich 
89 bzw. über 70% der genannten wirkungsbezo-
genen Transportrisiken nach Zeit, Menge/Ausfall, 
Qualität und Kosten kategorisie-ren lassen. Nur 
die Experten, welche die Frage nach einem in-
stitutionalisierten Risikoma-nagement bejahten, 
berichteten auch von einer Klassifizierung von 
Transportrisiken in ihrem Unternehmen.

Darüber hinaus zeigen die Ergebnisse der Exper-
teninterviews, dass Risikomanagement-Informa-
tionssysteme bislang keinen Einsatz in den be-
fragten Unternehmen gesondert für den Bereich 
Transport finden. Stattdessen werden häufig 
Tabellenkalkulations- und Textverarbeitungspro-
gramme eingesetzt, um Schnittstellenprobleme 
zu vermeiden. Innovative Lösungen sollten mit 
den vorhandenen IT-Systemen der Logistik intel-
ligent verknüpft bzw. darin integriert werden, um 
eine effiziente Anwendung des Risikomanage-
ments im Transportbereich zu ermöglichen.

Zusätzlich wurde von den Autoren eine Maßnah-
menklassifizierung entwickelt, die sich aus Risi-
kosteuerungsmaßnahmen für Risiken allgemein 
und für spezifische Risiken zusammen-setzt. 
Im Rahmen der Experteninterviews wurden an-
schließend Maßnahmen für Transportrisiken 
identifiziert, mit denen auftretenden Risiken ent-
gegengewirkt werden kann. Maßnahmen wurden 
in die Gruppen „Organisation“, „Personal“ und 
„IT“ einsortiert. Für jede Gruppe wur-den wie-
derum Untergruppen gebildet, die verschiedene 
Maßnahmen thematisch zusammenfassen. Die 
abgeleiteten Maßnahmen helfen Logistikdienst-
leistern und produzierenden Unternehmen, den 
auftretenden Transportrisiken rechtzeitig entge-
genzuwirken, denn nur durch ein ganzheitlich 
gestaltetes Risikomanagement, das die Vielzahl 
an Transportrisiken sicher erfasst und handhabt, 
können Störungen im Transport vermieden, und 
somit kann der Unternehmenserfolg gesichert 
werden.
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Der folgende Artikel basiert auf der vom Autor im 
Jahr 2011 am Institut für Regional- und Umwelt-
wirtschaft der Wirtschaftsuniversität Wien ein-
gereichten und approbierten Dissertation (http://
epub.wu.ac.at/id/eprint/3294).  

1. EINFÜHRUNG

In Österreich standen in der Vergangenheit und 
stehen auch in Gegenwart und Zukunft immer 
wieder verkehrswirtschaftliche und verkehrs-
politische Entscheidungen im Raum, die soge-
nannte Nebenbahnen, synonym auch als Regi-
onalbahnen  bezeichnet, betreffen. Bei diesen 
verkehrspolitischen und verkehrswirtschaftlichen 
Entscheidungen kann es sich zum Beispiel um 
Verkehrseinstellungen, Verkehrsverlagerungen 
von der Schiene auf die Straße oder um infra-
strukturelle Investitionen handeln. Sie können 
aber auch rechtliche Übertragungen auf andere 
als die derzeitigen Eigentümer betreffen.  Alle 
derartigen Entscheidungen stehen in multiplem 
Zusammenhang mit der Regionalentwicklung 
und nehmen aufeinander gegenseitig Einfluss. 
Sie betreffen und gestalten auf diese Weise ein 
System aus Raumordnung, Siedlung, Wirtschaft, 
Verkehr und Umwelt, dessen  Elemente die regi-
onale Entwicklung in sozialer, wirtschaftlicher und 
ökologischer Richtung beeinflussen. Daher  sind 
durch verkehrswirtschaftliche und/oder verkehrs-
politische Entscheidungen, die Nebenbahnen 
betreffen, nicht nur  positive oder negative Aus-
wirkungen auf die beteiligten Verkehrsunterneh-
men gegeben, sondern es können dadurch auch 
externe Effekte für die betroffenen Regionen 
auftreten, die sowohl die regionalwirtschaftlichen 
wie auch die sozialen und  ökologischen Gege-
benheiten der Region positiv oder negativ beein-
flussen. Darüber hinaus sind aber auch über die 
betroffene Region hinausgehende Auswirkungen 
auf Gesamtösterreich nicht auszuschließen. Da-
her sollten solche Entscheidungen über geplante 
verkehrswirtschaftliche und/oder verkehrspoli-
tische Maßnahmen auf Nebenbahnen auf der 
Grundlage standardisierter Bewertungsverfahren 
der regional- und gesamtwirtschaftlichen Bedeu-
tung der betroffenen Nebenbahn erfolgen und  
die Auswirkungen der geplanten Maßnahmen auf 
die ökonomischen, sozialen und ökologischen 
Gegebenheiten objektiv aufzeigen. 

2. WISSENSCHAFTLICHE AUFGABENSTEL-
LUNG

Die wissenschaftliche Beschäftigung mit dem 
Thema  verfolgte zunächst  allgemein das Ziel, 
auf der Basis einer Analyse der Determinan-
ten der Regionalentwicklung,  die theoretischen 
Grundlagen und methodischen Möglichkeiten  
zur standardisierten Ermittlung der regionalwirt-
schaftlichen Bedeutung von Nebenbahnen in 
ihren ökonomischen, sozialen und ökologischen 
Ausprägungen zu untersuchen. Dabei wurden die 
möglichen Theorien und Methoden, die für die Er-
mittlung der regionalwirtschaftlichen Bedeutung 
von Nebenbahnen relevant  sein können, be-
schrieben  und hinsichtlich ihrer Eignung beurteilt. 
Den theoretischen Hintergrund bildeten vor allem 
Grundlagen und Erkenntnisse der Wohlfahrtsö-
konomik und der Regionalwirtschaft als Teil der 
Gesamtwirtschaft, aber auch die Methoden der 
Alternativenbewertung. In der Folge wurden auf 
der Grundlage einer beispielhaften Untersuchung 
der regionalwirtschaftlichen Bedeutung zweier 
niederösterreichischer Nebenbahnen, nämlich 
der Strecken Schwarzenau - Waidhofen an der 
Thaya und Schwarzenau - Martinsberg Guten-
brunn im Waldviertel die ökonomischen, sozialen 
und ökologischen Auswirkungen konkreter Maß-
nahmen festgestellt und beurteilt, aber auch et-
waige Grenzen der Machbarkeit einer derartigen  
Bewertung sowie deren generelle Verwendung 
aufgezeigt. 

Im Zuge der Arbeit wurde auch die aktuelle Ent-
wicklung insofern berücksichtigt, als während der 
Arbeit an der Dissertation auf beiden zu bewer-
tenden Strecken die Personenzüge durch Busse 
ersetzt wurden und zwischenzeitig die Strecke 
Schwarzenau – Waidhofen an der Thaya vom 
Bund ins Eigentum des Landes Niederösterreich 
überging. 

3. NEBENBAHNPROBLEMATIK

Die zumeist für den öffentlichen Personennah-
verkehr im ländlichen Raum aber teilweise auch 
für den Güterverkehr betriebenen Nebenbahnen 
sind wegen des ständigen finanziellen Zuschuss-
bedarfs immer  wieder  Gegenstand politischer 
Diskussion. Besonders gilt dies für die defizitären 
Nebenbahnen der ÖBB. Aufgrund der in der Ver-

Regionalwirtschaftliche Bedeutung von Nebenbahnen in 
Österreich
Peter GROSSKOPF
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gangenheit permanent gegebenen budgetären 
Knappheit und der dadurch nur unzureichend  
vorhandenen Finanzmittel für eine Erneuerung 
ist die Eisenbahninfrastruktur der meisten regi-
onalen Nebenbahnen überwiegend veraltet und 
das Leistungsangebot entspricht oft nicht mehr 
den Anforderungen eines modernen Verkehrswe-
sens. Daher sind auf den meisten Regionalbahn-
strecken der ÖBB die Anzahl der beförderten 
Personen und meist auch die beförderte Ton-
nage der Gütertransporte rückläufig. Die Erlöse 
aus diesen Verkehren können daher die betrieb-
lichen Verkehrskosten,  aber auch die Kosten für 
die Erhaltung und Erneuerung der Infrastruktur 
bei weitem nicht decken. Zusätzlich zu den in-
frastrukturbedingten Fehlbeträgen belasten un-
gedeckte  Kosten aus der Beförderungstätigkeit 
auf Nebenbahnen das Geschäftsergebnis der 
Personenverkehr AG und der Rail Cargo Austria 
AG, die beide versuchen müssen, im Rahmen 
ihrer gesetzlichen Aufgabenstellung daraus re-
sultierende monetäre Verluste zu beseitigen oder 
finanziell ausgeglichen zu bekommen. 

In einer Analyse des Regionalbahnproblems für 
den Personenverkehr beurteilt Sammer (vgl. 
ÖVG-Spezial Bd.93, “Die Zukunft der Regio-
nalbahnen“, S. 5) die entstandene Situation der 
Regionalbahnen als eine Folge der gegebenen 
Rahmenbedingungen. Durch die Zersiedelung 
und den Ausbau der Straßen kam und kommt 
es durch die historisch vorgegebene Lage der 
Bahnhaltestellen zu einer verschlechterten An-
bindung der Ortschaften an die Regionalbahn. 
Die Folge war und ist neben dem auch dadurch 
zunehmenden motorisierten Individualverkehr die 
Existenz von bahnparallelen öffentlichen Busver-
kehren mit bedarfsgerechter liegenden örtlichen 
Haltepunkten. Dadurch ist für die Bevölkerung 
gegenüber der Lage der Bahnhaltestellen eine 
bessere Erreichbarkeit gegeben, deren Folge 
sich wiederum als geringer werdende Nachfrage 
nach Bahnleistungen darstellt. Abnehmende Er-
löse und eine geringe Kostendeckung begründen 
den hohen finanziellen Zuschussbedarf, was seit 
Jahren die Modernisierung der Nebenbahnen 
verhindert und gleichzeitig die zur Wirtschaftlich-
keit verpflichteten ÖBB-Gesellschaften zu Fahr-
planausdünnungen und Angebotsreduzierungen 
zwingen. Dies wiederum führt zu einem weiteren 
Nachfragerückgang und setzt die Negativspirale  
fort. Eine ähnliche Situation ist in einigen Fällen 
auch im Güterverkehr anzutreffen. Mangels aus-
reichender finanzieller Mittel führen zu geringe 
Investitionen in die Erhaltung und Leistungsfä-
higkeit von Regionalbahnen zu Aufkommens- 
und Erlösrückgängen und verstärken die nega-
tiven Auswirkungen auf die Wirtschaftlichkeit der 
Eisenbahnverkehrsunternehmen. 

4. BISHERIGE BEURTEILUNG VON ÖBB-NE-
BENBAHNEN

Wenn nun von  einer oder mehrerer ÖBB-Ak-
tiengesellschaften auf Regionalbahnstrecken 
wirtschaftlich begründete Initiativen, wie Einstel-
lungen, Verlagerungen oder Eigentumsübergang 
konkretisiert werden, so stellt sich die Frage, auf 
welcher theoretischen und methodischen Grund-
lage diese Entscheidungen vorbereitet und ge-
troffen werden, bzw. getroffen werden müssten. 
Genügen hier die betriebswirtschaftlichen Beur-
teilungen durch die ÖBB-Aktiengesellschaften 
oder  ist auch unter Berücksichtigung regional-
wirtschaftlicher sowie sozialer und ökologischer 
Ziele eine übergeordnete, sogar  über die ei-
gentliche Region hinausgehende  gesamtwirt-
schaftliche Beurteilung durch den Bund und die 
Länder wünschenswert oder sogar erforderlich. 
Eine derartige umfassende Bewertung aus regi-
onal- und gesamtwirtschaftlicher Sicht, also unter 
Betrachtung und Einbeziehung  ökonomischer, 
sozialer und ökologischer Kriterien ist  bis dato 
in Österreich nicht durchgeführt worden. Nur im 
Jahre 1980 wurde für die Österreichische Raum-
ordnungskonferenz (vgl. ÖROK, 1980, Schriften-
reihe 22) durch eine Expertengruppe unter der 
wissenschaftlichen Leitung von Univ. Prof. Dr. 
Peter Faller (WU Wien) die verkehrs- und raum-
wirtschaftliche Bedeutung von 44 ÖBB-Neben-
bahnen in Österreich untersucht  und deren Er-
haltungswürdigkeit nach bestimmten Kriterien 
und Indikatoren  beurteilt. Ökologische Kriterien 
blieben damals unberücksichtigt und empirische 
Erhebungen bei gegebenen bzw. potenziellen 
Bahnkunden wurden nicht durchgeführt.  

Im Rahmen der nutzwertanalytischen Untersu-
chung wurden auch die beiden für die gegen-
ständliche wissenschaftliche Arbeit ausgewähl-
ten Strecken bewertet (vgl. ÖROK Schriftenreihe 
Bd. 22a, S. 212). Für  die Strecke Schwarzenau 
- Waidhofen an der Thaya, die damals noch bis  
Fratres an der damaligen tschechoslowakischen  
Grenze führte, wurde aus Gründen der Krisen-
vorsorge, des gegebenen Nachfragepotenzials 
und aus Raumordnungsgründen die  Aufrecht-
erhaltung des Gesamtverkehrs empfohlen.  Aus 
den - bis auf die Krisenvorsorge - gleichen Grün-
den wurde auch für die Strecke Schwarzenau 
- Martinsberg Gutenbrunn die Aufrechterhal-
tung des Gesamtverkehrs vorgeschlagen. Bei 
der späteren Einstellung des Personenverkehrs 
zwischen Zwettl und Martinsberg Gutenbrunn 
im Jahre 1986 wurde dieser Empfehlung jedoch 
nicht gefolgt und die Entscheidung nur aufgrund  
wirtschaftlicher Berechnungen der ÖBB und bud-
getärer Gründe getroffen.
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5. NEBENBAHNEN ALS TEILDETERMINAN-
TEN DER REGIONALENTWICKLUNG

Die Feststellung der regionalwirtschaftlichen Be-
deutung einer  Regionalbahn als potenzieller Ein-
flussfaktor auf die zugehörige regionale Entwick-
lung muss heute neben der Berücksichtigung 
sozialer, ökonomischer und ökologischer Krite-
rien auch unter dem Aspekt der Raumordnung 
gesehen werden. Dabei geht es grundsätzlich 
um die Gestaltung einer räumlich ausgewogenen 
und wettbewerbsfähigen Wirtschaftsstruktur 
mit einem ausreichenden Angebot an erreich-
baren Arbeits- und Ausbildungsplätzen. Es geht 
dabei aber auch um die gezielte Verbesserung 
der Lebensbedingungen in strukturschwachen 
Gebieten. Entsprechend dieser raumordnungs-
politischen Aufgabenstellung können Regio-
nalbahnen dazu beitragen, eine optimale oder 
bestmögliche Verteilung der menschlichen Tätig-
keiten und eine nachhaltige Gleichwertigkeit der 
Lebensverhältnisse zwischen den Regionen als 
Teilräume des Staates zu erzielen. 

Jedenfalls ist festzustellen, dass Regionalent-
wicklung kein statischer Vorgang ist, sondern 
einen dynamischen, von internen und exter-
nen Faktoren bestimmten Prozess darstellt, der 
Austauschbeziehungen erfordert und Mobilität 
sowie gegenseitige Erreichbarkeit benötigt. Mo-
bilität und Erreichbarkeit stellen daher Basisde-
terminanten der regionalen Entwicklung dar, die 
wiederum durch ein adäquates Verkehrssystem 
gewährleistet werden müssen. Aufgrund der  
komplexen Faktoren- und Beziehungsstruktur 
der Regionalentwicklung sprechen Höfler/Platzer 
(BMVIT Bd. 106, S. 24) vom System Raum/Sied-
lung - Wirtschaft – Verkehr), die in einem Nahe-
verhältnis zueinander stehen und gemeinsam, 
aber in unterschiedlicher Weise, die regionale 
Entwicklung bestimmen. Dabei ergibt sich die 
Regionalentwicklung im Grunde aus dem regi-
onalen und überregionalen Zusammenspiel der 
Determinanten Arbeit, Produktion und Kapital, 
wobei innerhalb der Region und mit anderen Re-
gionen vielfältigste Austauschprozesse stattfin-
den. Es werden Güter, Dienstleistungen, Arbeits-
kräfte, Kapital und Informationen ausgetauscht, 
die in der Folge zur Entwicklung von einzelnen 
Siedlungs- und Wirtschaftsstandorten, zu Agglo-
merationen und zentralen Orten führen. Die re-
alen Austauschbeziehungen an Gütern und Wa-
ren rufen konkrete Mobilitätsbedürfnisse hervor, 
aber auch der Austausch  von Dienstleistungen 
erfordert Verkehrskapazitäten und Verkehrslei-
stungen. Das heißt, dass die regionale Entwick-
lung eine entsprechende Verkehrsinfrastruktur 
benötigt. Im  Sinne dieser  Austauschprozesse, 
kann die Existenz einer regionalen Eisenbahn 

durch ihre Leistungsangebote für die Personen- 
und/oder die Güterbeförderung dazu beitragen, 
wie sich der Einfluss der Komponente Verkehr in 
der Region auswirkt, um in Verbindung mit den 
sozialen, ökonomischen und ökologischen Kom-
ponenten die Regionalentwicklung zu beeinflus-
sen. 

Ein gegebenes Faktum für die Entwicklung des   
Systems Raum/Siedlung, Wirtschaft, Verkehr  
und seiner Komponenten  ist  insbesondere die 
gesellschaftliche Bedeutung des Autos. Bei un-
genügenden politischen Ordnungsmaßnahmen 
beeinflusst das Auto die Entwicklung von Sied-
lungsstrukturen, die in ihrer Funktionsfähigkeit 
teilweise oder auch  zur Gänze vom Auto abhän-
gig sind. Durch diese Abhängigkeit entwickelte 
sich auch die Straßeninfrastruktur als Teil des 
Systemfaktors Verkehr zu einem knappen Gut, 
wodurch entsprechende Ausbauprogramme indu-
ziert wurden. Dadurch wurde und wird wiederum  
der Güterverkehr mit LKW auf der Straße be-
günstigt und  die Standortqualität von regionalen 
Wirtschaftsunternehmen positiv beeinflusst. Die 
Abhängigkeit vom Straßenverkehr war und ist 
dort besonders spürbar, wo es keine oder kei-
ne ausreichende Schienenverkehrsinfrastruktur 
gab und gibt. Insbesondere im ländlichen Raum 
wird dadurch die Entwicklung der Systemkom-
ponente Verkehr besonders durch den Verkehr 
auf der Straße bestimmt. Das aber hat wiederum 
gravierenden Einfluss nicht nur auf die regionale, 
sondern auch auf die nationale und darüber hi-
nausgehende Umweltentwicklung, weil durch den 
zunehmenden LKW-Verkehr negative Umweltfol-
gen auftreten.  Die Bedeutung einer Regional-
bahn ist daher auch aus diesem Blickwinkel zu 
betrachten und zu beurteilen.

6. REGIONALPOLITIK ALS GESTALTUNGS-
KOMPONENTE

Neben der Mobilität und Erreichbarkeit wie sie 
durch Nebenbahnen geboten werden, sind für 
die Regionalentwicklung die Raumordnung sowie 
die Siedlungs- und Standortpolitik ebenso maß-
gebende Determinanten wie die Wirtschafts-, 
Infrastruktur- und Verkehrspolitik, die zusammen-
gefasst  eine integrierte, nachhaltige Regionalpo-
litik erfordern. Dabei wird  unter Regionalpolitik 
die Einflussnahme der öffentlichen Hand auf die 
zielorientierte Gestaltung wirtschaftlicher Pro-
zesse in Regionen bzw. in regionalen Gebieten 
verstanden. Mit Regionalpolitik als Beeinflussung 
der wirtschaftlichen Prozesse durch die öffent-
liche Hand soll im Hinblick auf bestimmte Ziele, 
wie z.B. beschäftigungspolitische Ziele für eine 
Region, korrigierend und steuernd in die Markt-
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entwicklung eingegriffen werden. Das Optimum 
der Regionalpolitik liegt dabei   im bestmöglichen 
Zusammenspiel der Einflussnahme durch die 
beteiligten Gebietskörperschaften. In Österreich 
sind es  primär die Landesregierungen, die die-
sen Einfluss ausüben. Allerdings zeigen sich in 
Bezug auf die Zuständigkeit des Bundes für die 
in seinem Besitz befindlichen Regionalbahnen 
auch   Interessensgegensätze zwischen Bundes- 
und Regionalpolitik. Während zum Beispiel vom 
Land Niederösterreich die  Sanierung und Reak-
tivierung der durch Unwetter stark beschädigten  
und eingestellten regionalen Eisenbahnstrecke 
zwischen Waidhofen an der Thaya und der tsche-
chischen Grenze unterstützt wurde (einstimmiger 
Beschluss des NÖ-Landtags vom 13.06.2007), 
ist die Reaktivierung durch den Bund jedoch  
nicht erfolgt. Durch die mit 12.12.2010 erfolgte 
Übertragung dieser Regionalbahn ins Eigentum 
des Landes Niederösterreich wurde der bishe-
rige Interessenskonflikt insofern ausgeräumt als 
es nun dem Land Niederösterreich obliegt, diese 
Nebenbahn entweder tatsächlich wieder instand-
zusetzen und für die erforderliche Finanzierung 
zu sorgen oder diese Strecke aufzulassen bzw. 
einer alternativen Verwendung zuzuführen.

7. THEORETISCHE GRUNDLAGEN FÜR DIE 
ERMITTLUNG DER  BEDEUTUNG VON NE-
BENBAHNEN

In erster Linie war in der wissenschaftlichen Ar-
beit  zu untersuchen, aufgrund welcher Theorien 
und mit welchen Methoden  die Bedeutung von 
Nebenbahnen durch Bewertung festgestellt wer-
den kann. Daher wurden in der Arbeit alle  po-
tenziellen Theorien, die für die wissenschaftliche 
Aufgabenstellung in Frage kommen könnten, in 
den wesentlichen Inhalten beschrieben und in 
Bezug auf die Relevanz für die Bewertung be-
urteilt. In Bezug auf dieses wissenschaftliche 
Fundament der Arbeit, wurde davon ausgegan-
gen, dass Nebenbahnen allgemein als Teilele-
ment des Systems Raum/Siedlung, Wirtschaft, 
Verkehr anzusehen sind und damit als Voraus-
setzung für das Entstehen eines bestimmten re-
gionalen Wohlfahrtsniveaus betrachtet werden 
können. Die Wohlfahrtstheorie stellt daher eine 
erste wissenschaftliche Grundlage für die Ermitt-
lung der Bedeutung von Nebenbahnen dar, wo-
bei hier aber nicht von  der Frage der Erzielung 
eines Wohlfahrtsoptimums unter den theoretisch 
idealen Bedingungen des vollkommenen Marktes 
ausgegangen wurde, weil wohlfahrtstheoretisch 
von unvollkommenen Märkten unter Berück-
sichtigung von sozialen und ökologischen Wohl-
fahrtskriterien auszugehen ist, wobei deren Mes-
sung das  Hauptproblem ist. Dies gilt auch für alle 

regionalökonomischen Theorien wie zum Beispiel 
die Standort- und regionale Entwicklungstheorien 
sowie deren Ausprägungen als neoklassische 
Theorie bzw. als Polarisationstheorie sowie als 
Theorien des  regionalen Strukturwandels. Auch 
diese Theorien können wichtige Grundlagen für 
die Bedeutungsermittlung von Nebenbahnen 
sein, wobei deren gemeinsame Relevanz für die 
Regionalentwicklung die Funktion der Transport-
kosten ist. Durch verkehrsinfrastrukturelle  quanti-
tative und qualitative Gegebenheiten sowie durch 
das vorhandene Verkehrsleistungsangebot samt 
Kosten werden Standortentscheidungen von Un-
ternehmen bis zur  Wahl des Wohnorts beeinflusst 
und führen dadurch zu Agglomerationen sowie zu 
Ausbreitungs- und Entleerungsräumen mit allen 
Auswirkungen auf das ökonomische, soziale und 
ökologische Wohlfahrtsniveau. Für die Eignung 
zur Ermittlung der Bedeutung von Nebenbahnen 
wurden insbesondere die Theorien und Methoden 
der Alternativenbewertung einer entsprechenden 
Betrachtung unterzogen, wobei letztlich die Me-
thode der Kosten-Nutzen-Analyse als die für die 
Aufgabenstellung und die gegebenen Möglich-
keiten zur Datenbeschaffung als am besten ge-
eignet   beurteilt und herangezogen wurde. Es 
wurde daher  auf methodischer Basis der Kosten-
Nutzen-Analyse die Ermittlung der Bedeutung 
von Nebenbahnen am konkreten Beispiel der 
Waldviertler Strecken Schwarzenau – Waidhofen 
an der Thaya und Schwarzenau – Martinsberg 
Gutenbrunn vorgenommen und durchgeführt.

8. KONKRETE BEWERTUNG DER BEIDEN  
NEBENBAHNEN

Die Beurteilung der zur Bewertung erforderlichen 
Daten und deren Beschaffung ist  dabei  im Hin-
blick auf den wohlfahrtstheoretischen Ansatz aus 
der Sicht des öffentlichen Eigentümers vorzuneh-
men, wobei der Wert der Nebenbahn aus dem Sal-
do der Kosten- und Nutzenwerte für alle von der 
Nebenbahn Betroffenen zu berechnen ist. Diese 
vom Status quo  und den Auswirkungen geplanter 
verkehrswirtschaftlicher oder verkehrspolitischer 
Maßnahmen Betroffenen  wurden in die Gruppen 
Betreiber der Bahn, Benutzer der Bahn  und in  
die Allgemeinheit gegliedert (vgl. Boos: Kosten 
und Nutzen des regionalen öffentlichen Verkehrs, 
Bern, 1983). Als Betreiber wurden die geson-
derten bzw. integrierten Eisenbahninfrastruktur- 
und Eisenbahnverkehrsunternehmen definiert. 
Im Fall der zu bewertenden Nebenbahnen waren 
dies die ÖBB. Die Reisenden in den Zügen der 
Nebenbahn und die Unternehmen mit Gütertrans-
porten auf der betreffenden Nebenbahn bildeten 
die   Gruppe der Benutzer und die Allgemeinheit 
betraf die regionale Bevölkerung im Einzugsbe-
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reich der Nebenbahn sowie die mittelbar oder 
unmittelbar von Kosten und Nutzenwirkungen 
betroffenen Gebietskörperschaften. 

Für diese drei betroffenen Gruppen wurden für 
die beispielhaft zu bewertenden Nebenbahnen 
Kosten- und Nutzendaten ermittelt, die teilweise 
sekundärstatistisch vorlagen oder zur Verfügung 
gestellt wurden und die teilweise empirisch ermit-
telt werden mussten.

8.1. Kosten- und Nutzendaten des Betreibers 
ÖBB

Von den ÖBB wurden für die drei beteiligten Ak-
tiengesellschaften Personenverkehr, RailCargo 
Austria und Infrastruktur Daten für die beiden 
zu bewertenden Nebenbahnen zur Verfügung 
gestellt. Im Personenverkehr lagen die Daten 
in Form einer Linienerfolgsrechnung vor, wobei 
der Nutzen im wesentlichen den Erträgen aus 
dem Ticketverkauf, der Reisegepäckbeförderung 
und  den Erträgen aus gemeinwirtschaftlichen 
Leistungen entsprach. Die Kosten wurden von 
den ÖBB aus den Aufwendungen abgeleitet und 
der betreffenden Nebenbahn aufgrund der dort 
erbrachten Leistungen (Pkm)  zugeschlüsselt. Im 
Güterverkehr bildeten die Umsatzerlöse aus dem 
Frachtverkehr sowie aus allfälligen gemeinwirt-
schaftlichen Leistungen die Datengrundlage. Die 
Kosten wurden aus der allgemeinen Leistungs-
rechnung pro Leistungseinheit (Tkm) ermittelt 
und der betreffenden Nebenbahn gemäß dort 
erbrachten Leistungen zugeschieden. Eine Stre-
ckenerfolgsrechnung wie beim Personenverkehr 
existiert im Güterverkehr nicht. Anders bei der In-
frastruktur AG. Als Nutzen wurden hier die Infra-
strukturbenutzungsentgelte und als Kosten, die 
aus den Aufwendungen   für den Streckenbetrieb 
sowie für die Erhaltung des Fahrwegs abgelei-
teten Werte zur Verfügung gestellt und verwen-
det.

8.2. Kosten- und Nutzendaten der Benutzer

Für die Benutzer der Nebenbahn im Personen-
verkehr wurden als Kosten nur jene Beträge he-
rangezogen, die von den Bahnreisenden für den 
Kauf der Bahntickets inklusive gegebener Ne-
benkosten ausgegeben werden. Ebenso wurden 
vorhandene oder anzunehmende Transferkosten 
(z.B. in Zwettl die Kosten bei Benützung des 
Stadtbusses) zur Bahn zum Ansatz gebracht. 
Theoretisch wurde aber darauf hingewiesen, 
dass auf der Grundlage durchgeführter empi-
rischer Erhebungen allfällige Kosten für   alter-
native Verwendungen der Reisezeit, die aber bei 

den gegenständlichen Bewertungen zu vernach-
lässigen waren, als Opportunitätskosten zu be-
rücksichtigen wären.  

Als Nutzen der Bahnbenützung wurden 

• die monetären Vorteile gegenüber anderen   
 Verkehrsmitteln, 

• die Vorteile der durch die Bahn möglichen Ar-  
 beit außerhalb des Wohnorts und

• die Vorteile für die Eltern von die Bahn kosten 
 los benützenden Schülern und Lehrlingen 

herangezogen. 

Bei den monetären Vorteilen wurde auf stati-
stischer und empirischer Basis ermittelt, welche 
Ersparnis sich bei den autobesitzenden Bahnrei-
senden aufgrund der Kilometergeldkosten im Ver-
gleich zum Bahnpreis pro km ergibt. Beim Vorteil 
der Arbeitsmöglichkeit wurde aufgrund von Anga-
ben des  jeweils regionalen Arbeitsmarktservices 
(AMS) davon ausgegangen, dass etwa 5 - 10% 
der autolosen Bahnpendler, ohne die Existenz der 
Regionalbahn tatsächlich keine Arbeit und kein 
Einkommen hätten und somit über keine Kaufkraft 
verfügten. Dabei wurde nach Angaben der Regi-
oData die Kaufkraft der Gemeinden Waidhofen/
Thaya und Zwettl für die Bewertung des erzielten 
Nutzens verwendet. Der monetäre Vorteil der 
Eltern ergibt sich aus der Höhe der Fahrpreiser-
sätze, die vom Familienlastenausgleichsfond für 
die Freifahrt von Schülern und Lehrlingen bezahlt 
werden.

Bei den  Benutzern der Nebenbahn im Güterver-
kehr entsprechen die Kosten den Logistikkosten 
für die Zufahrt zur Bahn, für die Verladung und 
für gegebenenfalls für die Anschlussbahn sowie 
für den Transport auf der Schiene anfallen. Als 
monetärer Nutzen wurden die Verkaufsumsätze 
herangezogen, die von den bewusst die Bahn 
benützenden Unternehmen erzielt wurden. Dabei 
wurde von den Transportmengen der statistisch 
erhobenen wichtigsten Versandgüter und den ge-
gebenen Verkaufspreisen auf dem Markt ausge-
gangen. 

8.3. Kosten- und Nutzen der Allgemeinheit

Die Allgemeinheit, für die die betreffende  Ne-
benbahn eine Bedeutung hat oder haben könnte, 
setzt sich aus

• der regionalen Bevölkerung, die im Einzugs  
 gebiet der Bahn ihren Wohnsitz hat,

• der generell betroffenen Bevölkerung,
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• den betroffenen Gemeinden,

• dem Land Niederösterreich und 

• dem Bund 

zusammen. Die Kosten der Bevölkerung ergeben 
sich als anteilige Kosten für den Zuschussbetrieb 
der Nebenbahnen, wie sie rechnerisch beim 
Bund als Budgetausgabe anfallen. Das Gleiche 
gilt für die Kosten der Eisenbahninfrastruktur, de-
ren anteilige Abschreibungskosten aufgrund vor-
handener ÖBB-Angaben zum Ansatz gebracht 
wurden. Für die Strecke Schwarzenau - Waidh-
ofen an der Thaya, die zusammen mit anderen 
Strecken in einer Gesamtlänge von  625 km zum 
Gesamtpreis von 15 Mio. € ins Eigentum von Nie-
derösterreich übergegangen ist, wurde mangels 
anderer Daten ein Kilometerpreis von 240.000 € 
zugrunde  gelegt. Schließlich wurden noch exter-
ne Kosten für die Allgemeinheit berücksichtigt. Es 
sind dies die Kosten für Unfälle, Lärm, Luftver-
schmutzung und Klimaveränderungen. Mangels 
in Österreich überhaupt und aktuell vorhandener 
Daten, musste hier auf Untersuchungen der volks-
wirtschaftlichen Kosten und Nutzen des Verkehrs 
aus Deutschland und teilweise aus der Schweiz 
(vgl. Baum, Esser, Höhnscheid; Bonn 1998), 
zugegriffen werden.  Insbesondere bei den dort 
von PLANCO angegebenen Kosten der Luftver-
schmutzung wirkt sich der hohe Verbrauch (100 
Liter/km) der dieselbetriebenen Triebwagen auf 
der Nebenbahn negativ auf die externen Kosten 
der Nebenbahn aus. Die Klimakosten, die sich 
insbesondere im CO2–Ausstoß niederschlagen, 
konnten nicht monetär bewertet werden, sondern  
wurden nur vergleichsweise dargestellt. 

Der  Nutzen der Nebenbahn für die Bevölkerung 
konnte nur mit dem von den ÖBB angegebenen 
Buchwert  bzw. aus dem Verkehrswert beim Ver-
kauf durch den Bund an das Land NÖ berück-
sichtigt werden.

Monetär messbare Kosten und Nutzen für die 
betroffenen Gemeinden ergeben sich aus den 
Beträgen der Gemeindebuchhaltung, die bei-
spielweise für die Schneeräumung von Haltestel-
len ausgegeben werden, daher direkte Kosten 
darstellen oder als Nutzen in den Einnahmen der 
Kommunalsteuer sichtbar sind. In gleicher Weise 
wurden die Kosten des Landes Niederösterreich 
aus dem Verkehrsdienstevertrag mit den ÖBB 
oder aus den Verbundverträgen zur Bewertung 
herangezogen. Für den Bund ergeben sich bei 
der angestellten Kosten-Nutzen-Analyse für 
die Strecken als Kosten die anteiligen Verluste 
im Personenverkehr, bei Rail Cargo Austria so-
wie für die Ausgaben für gemeinwirtschaftliche 
Leistungen sowie die Schüler- und Lehrlingsfrei-

fahrt. Darüber hinaus wurden  die Kosten für den 
Infrastrukturzuschuss gemäß § 42 Bundesbahn-
gesetz und in geringem Ausmaß Abschreibungs-
kosten berücksichtigt.

9. ZUSAMMENFASSUNG

In der Forschungsarbeit wurde  die Aufgabe ver-
folgt, festzustellen,

•  wie die regionalwirtschaftliche Bedeutung von 
 Nebenbahnen in Österreich unter Berück- 
 sichtigung aller relevanten ökono- 
 mischen, sozialen und öko- 
 logischen Kriterien theoretisch und 
 methodisch fundiert ermittelt werden 
 kann, 

• welche gesamt- und regionalwirtschaftlichen 
 Auswirkungen konkret erwogene oder ge- 
 setzte verkehrswirtschaftliche Maßnahmen 
 wie die Umstellung von Zug- auf Busbetrieb  
 auf zwei Nebenbahnen haben und

• wieweit die verwendete Bewertungsmethodik   
 auch   für   eine   standardisierte  Bewertung  
 anderer  Nebenbahnen geeignet ist.

Zur Erfüllung dieser Aufgabenstellung wurden in 
der vorliegenden Arbeit nach der erforderlichen 
Klärung der Begriffe  die in Frage kommenden 
regionalwirtschaftlichen Determinanten und de-
ren theoretische Grundlagen beschrieben und 
hinsichtlich ihrer Bedeutung für die Themen-
stellung der Arbeit sowie im Hinblick auf deren 
methodischer Anwendbarkeit analysiert.  In der 
Folge wurden auf der Grundlage von beispiel-
haften Untersuchungen der regionalwirtschaft-
lichen Bedeutung zweier niederösterreichischer 
Nebenbahnen die ökonomischen, sozialen und 
ökologischen Auswirkungen konkreter Maßnah-
men erhoben, bewertet und beurteilt. 

10. ABSCHLIESSENDE BEISPIELE

10.1. Regionalwirtschaftliche Bedeutung von 
Nebenbahnen im Status quo

Die vor verkehrswirtschaftlichen oder verkehrspo-
litischen Entscheidungen wohlfahrtstheoretisch 
zwingend erforderliche Ermittlung der Bedeutung 
von Nebenbahnen in Österreich kann nur dann 
zufriedenstellend vorgenommen werden, wenn 
die dafür nötigen Bewertungsgrundlagen entwe-
der offiziell vorhanden sind und für die Verwen-
dung verbindlich herangezogen werden können 
oder wenn die  erforderlichen Kosten- und Nut-
zengrößen mit Hilfe eigener regional- oder öster-
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reichspezifischer Forschungsprojekte erhoben 
werden. Letzteres gilt besonders für die externen 
Kosten des Verkehrs in ihren verschiedenen Aus-
prägungen, die in Österreich entweder nicht oder 
zu wenig erforscht sind und wenn überhaupt nur 
für den Strassenverkehr vorliegen. Aber es gilt 
auch für die Informationen, die aufgrund spezi-
fischer empirischer Erhebungen qualitativer und 
quantitativer Natur beschafft werden müssen. 
Letztere sind unbedingt für die Erhebung des 
Nutzens erforderlich, der sich durch die von der 
Bahn gebotene Mobilität autoloser Berufspendler 
zur Erzielung von Einkommen  und Kaufkraft au-
ßerhalb ihres Wohnorts ergibt. Ebenso ist mittels 
standardisierten Befragungen (Datenerhebung 
mittels Fragebogen oder Leitfadeninterviews) 
die logistische  und transportkostenmäßige Er-
setzbarkeit der Bahn im Personenverkehr durch 
Busse und/oder im Güterverkehr durch LKW-
Transporte zu erheben. Dabei sollten auch die 
durch die Bahn im Güterverkehr gegebenen mo-
netären Absatzmöglichkeiten nach Versandgü-
terarten getrennt quantifiziert  und in Geldgrößen 
erhoben werden. 

Auch die Erhebung von Kosten und Nutzen der 
Gebietskörperschaften bedarf entsprechender 
statistischer oder empirischer Daten aufgrund 
qualitativer Interviews, wie sie im Verlaufe der 
Forschungsarbeit vom Verfasser im Rahmen des 
Möglichen vorgenommen wurden.

10.2. Nebenbahn  Schwarzenau – Waidhofen 
an der Thaya

Aufgrund aller, statistischen Unterlagen und Stu-
dien entnommenen bzw. daraus abgeleiteten In-
formationen sowie auf Basis der zur Verfügung 
stehenden offiziellen und inoffiziellen Daten für 
die Nebenbahn Schwarzenau – Waidhofen/Thya 
im Bewertungsjahr 2008 ergibt sich ein positiver 
Nettonutzen von 26.702.295 Euro.

Hauptverantwortlich für dieses positive Ergebnis 
ist in erster Linie der Effekt, der sich für einen Teil 
der  im Einzugsgebiet der Bahn wohnenden Men-
schen durch die Möglichkeit ergibt, ohne über 
ein Auto zu verfügen, außerhalb ihres  Wohn-
orts erwerbstätig zu sein und Kaufkraft erzielen 
zu können. Aber auch die Möglichkeit für Wirt-
schaftsunternehmen der Region aufgrund der 
Raumüberwindungsmöglichkeit durch die Bahn 
entferntere   Absatzmöglichkeiten zu erschließen 
und Verkaufsumsätze zu tätigen, hat einen relativ 
großen Effekt auf den positiven Nettonutzen der 
Nebenbahn im Status quo. 

Es wurde also für diese Nebenbahnstrecke durch 
die neben der Verwendung der betriebswirtschaft-

lichen Daten der ÖBB-Gesellschaften erfolgte 
Einbeziehung von sozialen und ökologischen 
Daten ein positiver Nettonutzen errechnet. Durch 
den Ersatz der Triebwagenzüge durch Busse hat 
sich der Nettonutzen der Strecke auf 27.560.501 
€ verbessert. Dafür verantwortlich sind bei den 
ÖBB-Gesellschaften auftretenden Einsparungen 
bei gleichen Erträgen und eine Verringerung der 
Luftverschmutzungskosten sowie des CO2–Aus-
stoßes. Auch die Übertragung dieser Nebenbahn 
ins Eigentum des Landes Niederösterreich hat zu 
einer weiteren Verbesserung des Nettonutzens 
auf 28.507.655 € geführt. Dafür sind einerseits 
infrastrukturelle Einsparungen bei den ÖBB und 
der Wegfall von Zahlungen des Landes NÖ für 
Verkehrsdienste  verantwortlich. Bei einer etwai-
gen Streckeneinstellung würde sich der Nettonut-
zen allerdings wieder auf 27,5 Mio. € verschlech-
tern, weil hier Verlagerungen des Güterverkehrs 
auf die Straße zu höheren externen Kosten füh-
ren. 

10.3. Nebenbahn Schwarzenau – Martinsberg 
Gutenbrunn

Auch bei dieser Nebenbahn kann die Bewertung 
nur aufgrund der vorhandenen, entweder offizi-
ell oder inoffiziell durch die ÖBB-Gesellschaften 
und die Gebietskörperschaften zur Verfügung 
gestellten bzw. auf Basis wissenschaftlich re-
cherchierter Daten und Informationen erfolgen. 
Dadurch ist es zwar möglich, die Machbarkeit ei-
ner derartigen Bewertung beispielhaft zu zeigen, 
es kann jedoch kein Anspruch auf objektive Rich-
tigkeit des Ergebnisses erhoben werden. Dazu 
bedürfte es wie bei der bereits nach den gleichen 
Prämissen bewerteten Nebenbahn Schwarzenau 
- Waidhofen/Thaya offizieller Daten im Rahmen 
einer wissenschaftlichen Auftragsarbeit und es 
bedürfte teilweise aktuellerer regionsspezifischer 
Untersuchungen. 

Als Besonderheit muss bei dieser Nebenbahn 
berücksichtigt werden, dass  seit  1986 nur mehr 
im  Abschnitt Schwarzenau - Zwettl Personenzü-
ge verkehren und Güterverkehr nur mehr  auf der 
Gesamtstrecke Zwettl - Martinsberg Gutenbrunn 
erfolgt. 

Hierfür wurden so wie bei der Nebenbahn 
Schwarzenau - Waidhofen an der Thaya die Ko-
sten und Nutzen der von der Nebenbahn Betrof-
fenen quantitativ und monetär erfasst und der 
daraus resultierende Nettonutzen ermittelt. 

Der kumulierte Nettonutzen aller Betroffenen be-
trägt für diese Nebenbahn im Status quo (2008) 
48.788.421 €.
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Dieser Nettonutzen ergibt sich auf der positiven 
Seite vor allem durch den Nutzen der Wirtschafts-
unternehmen, die die Bahn derzeit für Güter-
transporte benützen und dadurch Verkaufsum-
sätze erzielen, aber auch durch die für einen Teil 
der autolosen Arbeitspendler bahnseits gebotene 
Mobilitätsmöglichkeit, außerhalb ihres Wohnorts 
arbeiten und Einkommen bzw. Kaufkraft erzielen 
zu können. Ebenso spielt nach Firmenangabe 
auf dieser Nebenbahn die durch deren Existenz 
gegebene Sicherung von Arbeitsplätzen eine po-
sitive Rolle. Negativ schlagen sich die Verluste 
der ÖBB-Gesellschaften sowie die externen Ko-
sten des Verkehrs zu Buche. Dabei wirken sich 
die Luftverschmutzungskosten der Dieselloko-
motiven für den Güterverkehr besonders negativ 
aus. 

10.4. Folgerungen

In Bezug auf den erfolgten Ersatz der Triebwa-
genzüge im Personenverkehr durch in gleicher 
Häufigkeit und zum gleichen Preis benützbare 
Busse kommt es zu einer monetären Verbesse-
rung des regionalwirtschaftlichen Nettonutzens 
aus sozialen, ökonomischen und ökologischen 
Komponenten auf 49.462.080 €. Auch diese Ver-
besserung basiert vor allem auf den bahnseits 
errechneten Einsparungen im ÖBB-Konzern 
beim Betriebsaufwand und bei der Personenver-
kehrs AG deren Realisierung vorausgesetzt wird. 
Weiters begründet sich die Verbesserung  auf 
der in gleicher Weise bestehenden Möglichkeit, 
durch ein entsprechendes Busangebot  unver-
ändert Arbeitsplätze außerhalb des Wohnorts 
erreichen und  Kaufkraft erzielen zu können. 
Die wegfallenden Zahlungen des Landes Nie-
derösterreich aus dem Verkehrsdienstevertrag 
verstärken die Vorteilhaftigkeit der Umstellung 
auf Busbetrieb genauso wie die geringeren Luft-
verschmutzungskosten des Busses gegenüber 
dem dieselbetriebenen Triebwagen. Durch das 
Weiterbestehen des Güterverkehrs sind auch die 
für die regionalen Wirtschaftsunternehmen durch 
die bahnseits  gegebenen Absatzmöglichkeiten 
und die Sicherung der bahnaffinen Arbeitsplätze 
weiter gegeben.

Eignung der Methodik für eine standardisierte 
Bewertung anderer Nebenbahnen 

Die angewendete Methode der Kosten-Nutzen-
Analyse zur Ermittlung der regionalwirtschaft-
lichen Bedeutung der Nebenbahnen in Öster-
reich ist grundsätzlich auch für alle anderen 
Nebenbahnen geeignet. Entscheidend ist dabei - 
wie bereits erwähnt -  die Verfügbarkeit der erfor-
derlichen Daten in ihrer zeitlichen, quantitativen  

und qualitativen Eignung. Deren Sicherstellung 
durch spezielle österreich- bzw. regionalspezi-
fische Forschungsarbeiten ist hierfür geboten. 
Insbesondere sollte dies für die Ermittlung der 
externen (ökologischen) Kosten des Verkehrs 
der Fall sein, vor allem des Eisenbahnverkehrs, 
für den kaum entsprechende Untersuchungen in 
Österreich und keine für regionale Nebenbahnen 
vorliegen. Darüber hinaus sind für jede zu bewer-
tende Nebenbahn empirische Erhebungen der 
Reisendenstruktur, vor allem des Autobesitzes 
der die Nebenbahn für die Fahrt von und zu Ar-
beitsplätzen außerhalb des Wohnortes benüt-
zenden Reisenden unbedingt nötig. 

Sollte der jeweilige staatliche Eigentümer von 
Nebenbahnen (Bund oder Land) eine derartige 
gesamthafte regionalwirtschaftliche Bewertung 
von Nebenbahnen in Österreich beabsichtigen, 
um entsprechend fundierte verkehrswirtschaft-
liche oder verkehrspolitische Entscheidungen 
(Investitionen, Desinvestitionen, Verlagerungen 
von der Schiene auf die Straße und umgekehrt, 
Eigentumsübertragungen) im Hinblick auf eine 
Sicherung oder Verbesserung der gesellschaft-
lichen Wohlfahrt treffen zu können, so wird auf 
der Grundlage der Forschungsarbeit folgendes 
standardisierte Bewertungsverfahren empfohlen.

1. Beschluss eines zentralen, nach Möglichkeit 
politisch akkordierten Untersuchungsauftrags 
zur gesamthaften kosten- und nutzenanalythisch 
monetären Bewertung der in Frage kommenden 
Nebenbahnen nach den in der gegenständlichen 
Forschungsarbeit beschriebenen sozialen, öko-
nomischen und ökologischen Kriterien.

2. Erarbeitung der entsprechenden Projektstruk-
tur mit den erforderlichen Teilprojekten

• Erhebung der Kosten- und Nutzendaten der  
 Betreiber (Aufwendungen und Erträge)

• Erhebung der Kosten- und Nutzendaten der 
 Benutzer (Fahrtkosten, Transferkosten, Op- 
 portunitätskosten, Nutzenvorteile gegenüber  
 anderen Verkehrsmitteln, Nutzen durch Ar- 
 beitsmobilität, sonstige Nutzen)

• Erhebung der Kosten- und Nutzendaten der 
 Allgemeinheit (Nutzen der Arbeitsplatzsiche- 
 rung, alternative externe Kosten des Verkehrs,  
 Kosten und Nutzen der betroffenen Gebiets- 
 körperschaften).

3. Verpflichtung der beteiligten Betreibergesell-
schaften zur erforderlichen Lieferung einheitlich 
erhobener und gegenseitig kompatibler Daten 
aus dem Rechnungswesen der Betreibergesell-
schaften.
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4. Sicherstellung der Zurverfügungstellung der 
erforderlichen Daten durch die Statistik Austria 
und die betroffenen politische Institutionen sowie 
im Hinblick auf das öffentliche Rechnungswesen 
durch die beteiligten Gebietskörperschaften. 

5. Sicherstellung der Finanzierung für

• erforderliche Markt- und Kaufkraftanalysen 

• empirische Erhebungen der regionalen bzw. 
 überregionalen Gegebenheiten, Erfordernisse 
 und Bedürfnisse der direkt betroffenen Bahn- 
 reisenden, der transportierenden Wirtschafts- 
 unternehmen und der  indirekt betroffenen 
  Bevölkerung 

• erforderliche Ermittlung der mit der (den) 
 Nebenbahn(en) in Zusammenhang stehen- 
 den externen und zu monetarisierenden  öko- 
 logischen Kosten und Nutzen. 

Zum Autor:

Peter Grosskopf war von 1958 bis 1998 Mitar-
beiter der Österreichischen Bundesbahnen. Er 
begann seine Laufbahn als Fahrdienstleiter, 
wechselte 1968 in die Generaldirektion, wo er 
vor allem Im Bereich Marktforschung Marketing 
sowohl für den Personen- als auch Güterverkehr 
tätig war. 1975 begann er ein nebenberufliches 
Studium der Betriebswirtschaft, das er 1980 mit 
der Sponsion zum Magister abschloss. Es folgten 
dann leitende Tätigkeiten in der Unternehmens-
planung, insbesondere für die Erstellung des Un-
ternehmenskonzepts „Die Neue Bahn“, in  dem 
die Grundlagen für den noch derzeit laufenden 
Ausbau von West- und Südbahn zu  Hochleis-
tungsstrecken konzipiert wurden Von 1987 bis 
1991 leitete er die Abteilung Marketing in der 
damaligen Kommerziellen Direktion und von 
1991 bis 1994 war er Abteilungsleiter für  den 
Wagenladungsverkehr. 1994 bis 1998 war er als 
Geschäftsbereichsleiter Personenverkehr an der 
Umstrukturierung der ÖBB  beteiligt. In seinem 
Ruhestand war er als Konsulent in Verkehrsfra-
gen tägig und absolvierte zuletzt ein Senioren-
studium an der Wirtschaftsuniversität Wien, das 
er 2011 mit der Promotion zum Dr. rer.soc.oec 
abschloss.
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Wir gratulieren den Generaldirektor der ÖBB 
i.R. o. Univ.-Prof. Hofrat Dipl.-Ing. Dr. Roman 
Jaworski zum 90. Geburtstag

In bewundernswerter Rüstigkeit feiert Prof. Dr. 
Roman Jaworski seinen 90. Geburts-tag. Prof. 
Jaworski wurde am 11. Mai 1923 in Wien gebo-
ren. Er besuchte das Realgymnasium im XVII. 
Wiener Gemeindebezirk und maturierte im Jahr 
1941. Der Jubilar studierte Bauingenieurwesen 
zuerst an der Technischen Hochschule in Wien 
(1941 bis 1942) und ab 1946, nach Unterbre-
chung durch Kriegsdienst und Kriegsgefangen-
schaft, an der Technischen Hochschule Graz. In 
den Jahren 1951 erfolgte die Gradierung (Dipl.-
Ing.) und 1956 die Promotion (Dr. techn.)

Prof. Roman Jaworski war in verschiedenen 
Zivilingenieurbüros und ab dem Jahr 1952 bei 
den Österreichischen Bundesbahnen - ÖBB in 
verschiedenen Fachbereichen (Baudienst, Bah-
nerhaltung, Betrieb, Planung) tätig und zwar in 
den Streckenleitungen Villach und Steyr, den 
Bundesbahndirektionen Villach und Linz sowie 
in der Generaldirektion Wien, zuerst als Referent 
später als Abteilungsleiter.

Prof. Roman Jaworski war auch im Rahmen 
der UIC (Union Internationale des Chemins de 
fer – Internationaler Eisenbahnverband) in Pa-
ris an vielen Forschungen und Studien maßge-
bend beteiligt, unter anderem am Europäischen 
Infrastruktur-Leitplan 1973, an Studien zur Ver-
besserung alpenquerender Bahnverbindungen 
(z.B. der Eisenbahnachse München – Innsbruck 
– Verona) sowie an mehreren Spezialstudien zur 
innovativen Bahnbetriebstechnik.

Im Zeitraum von 1974 bis 1982 war Prof. Ja-
worski Vorstandsdirektor der Österreichischen 
Bundesbahnen und als solcher verantwortlich für 
den Geschäftsbereich Bahntechnik, der die um-
fangreichen Sparten Bau-, Maschinen-, Elektro-, 
Sicherungs- und Fernmeldetechnik, Traktion, 
Schienenfahrzeuge, Werkstätten und Kraftwerke 
umfasste. 

Daneben war Prof. Jaworski auch in Lehre und 
Forschung tätig und konnte so Praxis mit Wis-
senschaft hervorragend verbinden. Von 1962 bis 
1969 war er Lehrbeauftragter für Eisenbahn- und 
Verkehrswesen an der Technischen Hochschule 
Graz. Ab 1983 war er Lehrbeauftragter für Bah-
nerhaltung am Institut für Eisenbahnwesen der 
Technischen Universität Wien, und zwar ab dem 
Jahre 1986 als Honorarprofessor für Bahnerhal-
tung und Bahnbetrieb. Im Jahre 2001 wurde Prof. 
Dr. Jaworski in Würdigung seiner Lehrtätigkeit 
und seiner akademischen Arbeiten der Titel „or-

dentlicher Universitätsprofessor“ verliehen. Die 
Zahl von 58 Veröffentlichungen und zahlreiche 
Vorträge im In- und Ausland dokumentieren sei-
ne vielseitigen wissenschaftlichen Aktivitäten.

Prof. Jaworski erhielt im Jahr 1976 den Berufs-
titel Hofrat und im Jahr 1984 den Diensttitel Ge-
neraldirektor der Österreichischen Bundsbahnen 
i.R. 

Von 1977 bis 1982 war Prof. Dr. Jaworski Vorsit-
zender des Arbeitsausschusses Eisenbahntech-
nik (Fahrweg) der Österreichischen Verkehrs-
wissenschaftlichen Gesellschaft (ÖVG) und als 
solcher Mitglied des Vorstandes der ÖVG. Von 
1991 bis 2001 war er auch Beirat der Union Eu-
ropäischer Eisenbahn-Ingenieur-Verbände (UE-
EIV). In dieser Funktion war er vor allem an den 
Strategien für die Modernisierung und Interope-
rabilität der Bahnen in Europa maßgebend mit-
gewirkt hat.

Prof. Jaworski hat die Aktivitäten der ÖVG in viel-
facher Weise unterstützt, insbesondere mit Vor-
trägen und Veröffentlichungen. Sein Ratschlag 
wurde gerne gehört. Mit den von ihm (beginnen 
mit dem Jahre 1976) geleiteten Internationa-
len Tagungen, Symposien und Seminaren zur 
Fahrwegoptimierung der Eisenbahnen wurden 
Be-kanntheit und Ansehen der ÖVG nachhaltig 
gefördert. Im Jahr 2002 wurde Prof. Jaworski in 
Würdigung seiner Verdienste die Ehrenmitglied-
schaft der ÖVG verliehen.

Die ÖVG dankt Prof. Jaworski für seine her-
vorragenden Leistungen überaus herzlich und 
wünscht ihm alles erdenklich Gute, vor allem 
Gesundheit und ein unvermindertes Interesse an 
Bahntechnik und Verkehrswissenschaft. 
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Privater Schub für Schienenlogistik im Osten

Es ist nicht häufig, dass ein Spitzenmanager in-
nerhalb der Güterverkehrsbranche praktisch alle 
Verkehrsträger im Laufe seiner  Berufslaufbahn 
von innen her kennen gelernt hat und damit zum 
umfassenden Kenner aus eigener Erfahrung 
wird. Professor Friedrich Macher ist ein solches 
Beispiel für diese umfassende, selbsterworbene 
Erfahrung. Er begann beruflich  im nautischen 
Dienst innerhalb der DDSG bei der Donauschiff-
fahrt, wo er dann in den kommerziellen Dienst 
überwechselte. Die Karriere wurde innerhalb der 
Spedition fortgesetzt, wo er das Controlling ein-
führte und schon sehr früh den Wert der Logistik 
erkannte. Sein Aufstieg verlief innerhalb eines 
speditionellen Weltkonzerns bis zur Position des 
Oberverantwortlichen für das gesamte Geschäft 
in Mittel- und Osteuropa unter Einschluss von 
Österreich mit dem Sitz in Wien. Es folgte die Po-
sition des Generaldirektors der Rail Cargo Aus-
tria. Nun ist er dabei, von Wien aus insbesondere 
für den Verkehr von und nach Osteuropa ein pri-
vates Eisenbahn – Güterverkehrsunternehmen 
aufzubauen bzw. weiter zu entwickeln, das auf 
seinem Gebiet ein bedeutender Mitbewerber 
werden soll. Die ganze Zeit seiner Laufbahn war 
Prof. Macher ein „Apostel der Logistik“, schon zu 
Zeiten, als dieses Wort nur schönklingend und 
für die meisten Angehörigen der Verkehrsszene 
noch ohne rechtem Inhalt war. Immer war er um 
die Schulung und Entwicklung seiner Mitarbeiter 
bemüht, dem dient im weiteren Sinn auch sei-
ne Lehrtätigkeit  an der Donau – Universität in 
Krems. Privat ist er nicht nur ein erfahrener Ex-
trembergsteiger, sondern ein Mensch mit tiefer 
philosophischer Schau und fundamentaler Ethik.

Zum obigen Thema sprach Prof. Friedrich Ma-
cher am 6. März 2013 im Rahmen des Vortrags-
zyklus „Verkehrsinfrastruktur“, veranstaltet von 
der Sparte Industrie in der Wirtschaftskammer 
Österreich, der Vereinigung der österreichischen 
verladenden Wirtschaft, der Bundesvereinigung 
Logistik Österreich und der Österreichischen 
Verkehrswissenschaftlichen Gesellschaft im 
Haus der Kaufmannschaft am Wiener Schwar-
zenbergplatz.

Am Beginn seines Vortrags bedauert Prof. Ma-
cher die Tatsache, dass der Bahngüterverkehr 
in Europa nicht in der Lage ist, die Ziele der 
EU – Verkehrspolitik zu erreichen. Der Anteil 
der Schiene am Modal Split beim Güterverkehr 
sollte lt. „EU – Weißbuch Verkehr 2000“ 35 % 
erreichen, tatsächlich sinkt er laufend, hat 2010, 
also 10 Jahre nach dem Weißbuch 2000, bloß  

24 % betragen und entfernt sich kontinuierlich von 
diesem Ziel.  Mit der Trennung der alten Staats-
bahnen in jeweils eine Infrastrukturgesellschaft, 
die für alle Benützer die Infrastruktur zu gleichen 
Bedingungen diskriminierungsfrei zugänglich  
halten soll, und eine kommerziell agierende, dem 
Wettbewerb ausgesetzte Güterverkehrsgesell-
schaft ist eine wichtige Voraussetzung geschaf-
fen worden, um den Schienenverkehr zu stärken. 
Allerdings sabotieren wichtige EU – Länder, wie 
Frankreich und Italien,  diese Bestrebungen ganz 
offensichtlich, während beispielsweise neue Mit-
gliedsländer, wie Rumänien und Bulgarien hier 
wahre Musterknaben bei der Umsetzung der EU 
– Verkehrspolitik hinsichtlich der Trennung von In-
frastruktur und Betrieb beim Bahnverkehr sind. In 
Deutschland, das die EU– Verkehrspolitik sauber 
umgesetzt hat, sind private Bahnunternehmen 
zwischenzeitlich mit rd. 25 % der Bahnverkehrs-
leistung im Güterverkehr eine große Konkurrenz 
gegenüber der  Staatsbahn DB und es ist dadurch 
der  Modal Split der Bahn insgesamt deutlich  ver-
bessert worden. Die DB ihrerseits ist eine positiv 
bilanzierende Eisenbahn. Prof. Macher sieht nur 
einen Weg, die Ziele der EU – Verkehrspolitik ir-
gendwann tatsächlich zu erreichen, nämlich die 
Idee der Schienenlogistik, welche vorweg aus-
geht von den Bedürfnissen der Kunden und di-
ese mit den Mitteln des Systems Bahn in einer 
Gesamtschau in taugliche, dann auch akzeptierte 
Angebote umsetzt. Dazu bedarf es der horizonta-
len und vertikalen Kooperation zwischen privaten 
und staatlichen Unternehmen, deren Ziel eben 
die Schaffung konkurrenzfähiger Angebote sein 
muss. Nur der Erfolg im Wettkampf um kunden-
spezifische Lösungen kann den Marktanteil der 
Schiene stabilisieren und dann steigern. Wenn 
aber die Leerzüge eines Anbieters den Leerzügen 
eines anderen Anbieters in der Gegenrichtung be-
gegnen, wird dem Modal Split der Schiene großer 
Schaden zugefügt. Hier gilt es durch Kooperation 
einen Ausgleich zu schaffen, Kosten zu sparen, 
den Service zu verbessern und zu konkurrenzfä-
higen Preisen zu kommen. Wenn der Kunde nur 
Preise von 15 – 17 € pro Zug – km akzeptieren 
kann, dann sind Angebote von 20 € / Zug – km die 
reine Einladung an die Straßenkonkurrenz, sofer-
ne man nicht wirklich alles unternommen hat, um 
den akzeptablen Kostenrahmen zu erreichen.

In Osteuropa ist nach dem Ende der kommuni-
stischen Ära der früher hohe Anteil der Eisen-
bahnen am Modal Split umgehend auf die Hälfte 
herunter gerasselt und nimmt von diesem Niveau 
weiter ab. Die dortigen Staatsbahnen sind noch 
nicht viel weiter gekommen bei der Überwindung 
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ihrer alten Strukturen und Haltungen und damit 
wenig erfolgreich am Markt. Dazu kommt noch 
ein praktischer Stopp von Investitionen in den 
Ausbau der Infrastruktur und der Erneuerung des 
rollenden Materials. Auch der EU – Beitritt konn-
te bisher in dieser Hinsicht wenig ändern. Selbst 
die Möglichkeit von Kostenbeiträgen seitens der 
EU zur Bahnmodernisierung ändert wenig, weil 
Projekte nicht entsprechend den EU – Richtlinien 
erstellt werden und es an der nötigen nationalen 
Ko - Finanzierung mangelt. Hier kann die private 
Initiative für Abhilfe sorgen. So hat sich in den 
für zusätzliche Anbieter von Bahntransportlei-
stungen geöffneten Netzen von Rumänien und 
Bulgarien die Grampet – Unternehmensgruppe 
als privater Eisenbahnunternehmer etabliert und 
ist inzwischen der größte private Anbieter von 
Bahndienstleistungen im Güterverkehr in Rumä-
nien, Bulgarien und Ungarn als Herausforderer 
der altetablierten dortigen Staatsbahnen. Dieses 
völlig privat geführte Eisenbahn – Unternehmen 
will entlang bedeutender Verkehrsachsen ( Rhein 
– Donau, Nordsee – Adria, Transsibirische Land-
brücke ) Schienenlogistik mit einem hervorra-
genden Preis / Leistungs – Verhältnis anbieten. 
Es sind rd. 10.000 Mitarbeiter für Grampet be-
schäftigt, rd. 20.000 Waggons, darunter ein Drit-
tel mit modernem Standard, sind im Einsatz und 
es gibt eine enge Zusammenarbeit mit Waggon-
fabriken und einer Software – Firma, welche für 
die nötige und effiziente Unterstützung auf elek-
tronischer Basis sorgt.

Die Strategie von Grampet beruht auf 3 Säulen:

• Präsenz in Güterverkehrszentren, um den 
 Kunden multimodale Gesamtlösungen anbie- 
 ten zu können, wobei festzustellen ist, dass 
 auch bereits in Rumänien solche Zentren in 
 ausreichender Weise vorhanden sind;

• Mitwirkung an der Entwicklung von Logistik- 
 Drehscheiben in Ländern nahe der EU – Ost- 
 grenzen, um Fernosttransporte vermehrt auf  
 die Schiene zu bringen;

• Verbindung solcher Knoten durch schienen- 
 gestützte Transportlösungen, einschließlich 
 der Zustellung und Abholung.

Grampetcargo Austria wurde im April 2012 ge-
gründet und wird von Friedrich Macher als ge-
schäftsführendem Gesellschafter geleitet. Die 
Etablierung als EVU wurde eingeleitet.  Der Sitz 
in Österreich hat Bedeutung für die Expansion 
des Geschäftes der Grampet – Gruppe, befindet 
man sich doch hier am Kreuzungspunkt der Rhein 
– Donau – Achse mit der Achse Ostsee – Adria. 
Besonders im Visier ist der Aufbau großräumiger 
Dreiecksverkehre zwischen Deutschland, Nordi-

talien und Südosteuropa, wobei man möglichst 
Leerläufe des rollenden Materials zu vermeiden 
trachtet und dadurch eine Kostenführerschaft 
anstrebt. Vor allem um letzteres geht es, wobei 
hier jede Art von Kooperationen mit vorhandenen 
Akteuren angestrebt wird, seien diese nun staat-
lich oder privat. 

In diesem Zusammenhang verweist Prof. Macher 
auf den ökonomischen Nachholbedarf der Staa-
ten in Ost- und Südosteuropa, der sich auf lange 
Zeit in relativ größeren wirtschaftlichen Zuwachs-
raten äußern wird. Ebenso setzt er auf eine grö-
ßere Bedeutung der Häfen am Schwarzen Meer, 
besonders Konstanza, und erwähnt in diesem 
Zusammenhang, dass chinesische Firmen nach 
dem Hafen Piräus auch den Hafen von Saloniki 
übernommen haben und diesen ausbauen wer-
den. Er wird daher einiges an Ostasienverkehr 
künftig über diese Häfen abgewickelt werden 
und das Hinterland dieser Häfen wird über Süd-
osteuropa in Richtung Mitteleuropa ausgedehnt 
werden. 

Ein weiterer Hinweis auf die Chancen einer um-
fassenden Schienenlogistik in Südosteuropa be-
trifft das dort noch relativ dichte Eisenbahnnetz. 
Dieses Netz ist zwar eher schlecht ausgebaut, 
nur wenige Hauptstrecken sind annähernd auf 
der Höhe der Zeit, wie beispielsweise in Ru-
mänien der Weg von Mitteleuropa über Curtici, 
Arad, Temesvár, Turnu Severin, Craiova und Bu-
karest nach Konstanza. Eine wichtige Ergänzung 
in dieser Hinsicht bildet die in einigen Wochen 
fertige Donaubrücke zwischen Calafat ( Rumä-
nien ) und Vidin (Bulgarien ). Damit entsteht eine 
zweite Straßen- und Bahnüberquerung der Do-
nau zwischen Rumänien und Bulgarien nach der 
Brückenverbindung Giurgiu/Ruse. Es ist zwar 
notwendig, die rumänische Zulaufstrecke Craio-
va – Calafat auszubauen und zu elektrifizieren. 
Gleiches ist in Bulgarien zwischen Vidin und 
Sofia nötig. Dann aber hat man eine leistungs-
fähige Strecke von Mitteleuropa bis Istanbul und 
über den Bahntunnel unter dem Bosporus weiter 
nach Anatolien. Und Serbien, das wohl noch etli-
che Zeit nicht der EU angehören wird ( Streit mit 
Kosovo ) kann leicht umfahren werden. Gerade 
die Möglichkeit, verkehrsbehinderte Strecken zu 
umfahren, ist logistisch von hoher Bedeutung. Es 
gilt den Kunden gegenüber nicht das Argument, 
eine Strecke sei gesperrt wegen Unwetter, Erd-
rutsch, Streik oder gar Sabotage. Es muss eine 
taugliche Ersatzlösung geben, wenigstens für 
eine Überbrückungszeit. Für eilige Güter muss 
man auch ( teurere ) „Terminrettungs – Akti-
onen“ parat haben. In diesem Zusammenhang 
erwähnt Prof. Macher auch die Binnenschifffahrt 
und meint als alter „insider“, dieser Verkehrsträ-
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ger kann gleichsam aufgerüstet werden durch 
eine taugliche Kooperation, denn man kennt ja 
die etwa an 12 – 15 Wochen pro Jahr möglicher-
weise auftretenden Hindernisse (Niederwasser, 
Hochwasser, Schleusensperren ). Grampetcargo 
wäre hier bereit, in einer gut vorbereiteten Ko-
operation reguläre Überbrückungshilfe für Do-
nautransporte zu leisten.   

Abschließend meint Prof. Macher, die EU sollte 
viel mehr Mittel für die Modernisierung der süd-
osteuropäischen Bahnstrecken mobilisieren, weil 
damit pro investiertem Euro viel größere Effekte 
zu erzielen sind als in den alten EU - Ländern. 
Man  könnte im Gegenzug durchaus Mittel vom 
Bahnausbau in den alten EU – Ländern abzie-
hen. Dass in diesem Zusammenhang auch der 
Brenner – Basistunnel genannt wurde, war ir-
gendwie naheliegend.

Damit war gleich der Einstieg in die Diskussion 
gegeben: Dr. Wehr / ÖBB – Infrastruktur AG wi-
dersprach einer Sinnhaftigkeit der Kürzung der 
EU – Förderung des Bahnausbaus in den alten 
EU – Ländern, insbesondere bei den großen 
Achsenverbindungen. Andere Wortmeldungen 
wiesen auf die mangelnde Fähigkeit der EU 
– Neumitglieder hin entsprechend technisch pas-
sende Projekte auszuarbeiten, welche für die EU 
förderungswürdig sind. Das Beispiel des Donau-
ausbaus im Osten wird gebracht, wo die Projekte 
in EU – konformer Weise jetzt durch die öster-
reichische „Via Donau – Gesellschaft“ entwickelt 
werden. Es könnte die ÖBB – Infrastruktur hier 
Hilfestellung im Osten  leisten, wird angeregt. Ein 
gewiss kundiger Diskussionsteilnehmer gab den 
Hinweis auf Kanäle, in welche per Korruption in 
Osteuropa Fördermittel versickern. Insgesamt 
wird der Brückenneubau Calafat – Vidin über die 
Donau aber sehr begrüßt und ein ehebaldiger 
Ausbau der Anschlussstrecken im Norden nach 
Craiova und im Süden nach Sofia befürwortet. In 
diese Beziehung wird die Umgehungsmöglich-
keit von Serbien am Weg in die Türkei als ganz 
wichtig erachtet. 

Auf verschiedene Anfragen teilt Prof. Macher mit, 
dass Grampetcargo für die Startphase eine Ver-
kehrsleistung von 15 Mill. tkm anstrebt, bisher 
hätte man in der Verwirklichung des „business 
plan“ keinerlei Rückstand. Es gibt zahlreiche 
Kundenkontakte und es ist absehbar, dass die 
akquirierten Transportmengen etwa zu 70 % aus 
dem Straßenbereich kommen werden, also Nicht 
Bahn – Güter damit dem Bahnverkehr zugeführt 
werden. Die Frage nach der Zusammenarbeit 
mit den ÖBB wird klar beantwortet: Grampetcar-
go hat nur positive Erfahrungen mit dem ÖBB 
– Infrastrukturbereich, das Bemühen um eine Zu-
sammenarbeit mit  Rail Cargo Austria wird gün-

stig bewertet. Anders liegt der Fall in Deutsch-
land, wo es kaum gelingt, die DB kooperativ zu 
stimmen. Das schadet aber nicht viel, weil es dort 
viele gute kleine private Eisenbahntransporteure 
gibt, die als Partner zur Verfügung stehen. Hier 
bemängelt Prof. Macher wieder die Haltung der 
alten Staatsbahnen mit ihrem Streben nach dem 
Status eines Monopolanbieters, anstatt gemein-
sam den Anteil der Eisenbahnen am Modal Split 
im Güterverkehr nach oben zu treiben. Einig ist 
sich das Auditorium auch im Befund, wie günstig 
die Einführung der Mittelpufferkupplung für den 
Güterverkehr, insbesondere für den Einzelwa-
genverkehr und die Beförderung von Waggon-
gruppen wäre. Da im Vortrag auch der Verkehr 
nach Ostasien über die sibirische Landbrücke 
angesprochen wurde, wird auch die Überlegung 
zur Verlängerung der russischen Breitspur in den 
Raum Preßburg / Wien diskutiert. Hier stand die 
Meinung, welche große Chancen sieht für die 
Standortaufwertung des Wiener Raumes und 
seine Beschäftigungsmöglichkeiten, die ähnlich 
denen größerer Häfen wären, der Ansicht ge-
genüber, dass es nicht sinnvoll wäre, die bereits 
vorhandenen Umschlagspunkte und Umschlags-
anlagen in Cop / Zahony / Cierna na Tiszou brach 
liegen zu lassen, zumal diese entlegenen Ge-
genden der Ostslowakei und Nordostungarns oh-
nehin eine sehr hohe Arbeitslosigkeit aufweisen. 

Die intensive Diskussion unterstrich das Interes-
se an dem gut aufgenommenen, sehr informa-
tiven Vortrag.

Der Steirische Autocluster ACstyria – vom 
Automotive-  zum Mobility – Cluster

Der Vortragszyklus „Verkehrsinfrastruktur“, 
veranstaltet von der Sparte Industrie der Wirt-
schaftskammer Österreich, der Vereinigung der 
österreichischen verladenden Wirtschaft, der 
Bundesvereinigung Logistik Österreich und der 
Österreichischen Verkehrswissenschaftlichen 
Gesellschaft, beschäftigt sich thematisch mit der 
Gestaltung der Verkehrsinfrastruktur, wie sie die 
österreichische Wirtschaft benötigt. Es ist klar, 
dass da auch eingeschlossen ist eine Betrach-
tung über die Entwicklung von Wirtschaftsregi-
onen in Gegenwart und Zukunft, die von wich-
tigen Elementen unserer Verkehrsinfrastruktur 
abhängig sind bzw. dadurch in ihrer Entwicklung 
befruchtet und gefördert werden. Eine Schilde-
rung der bewussten Entwicklung der regionalen 
wissenschaftlichen und ökonomischen Potenz 
einer Region in zukunftsbezogener Weise gab 
Dipl. Ing Franz Lückler, Geschäftsführer des 
Steirischen Autoclusters ACstyria, in seinem mit 
sehr großem Interesse aufgenommenen Vortrag 
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am 17. April 2013 im Rahmen des vorgenannten 
Zyklus im Haus der Kaufmannschaft am Wiener 
Schwarzenbergplatz.

Einleitend stellte der Vortragende den Steirischen 
Autocluster ACstyria vor. Es handelt sich dabei 
um eine Plattform, die dem Austausch von Ideen, 
der gegenseitigen Anregung bei der Entwicklung 
von Projekten, Produkten und Strategien, sowie 
allgemein der Förderung der Mitglieder in ihren 
technischen und ökonomischen Absichten dient. 
Um das zu erreichen, muss ein Geist der Offen-
heit unter den Mitgliedern herrschen: jeder muss 
bereit sein zu geben, um auch vom Input der an-
deren zu profitieren. In dieser Beziehung wurde 
das Motto geschaffen: „Wer nicht teilen kann, 
kann auch nicht multiplizieren!“ Die Kernaufga-
ben des Clusters  sind damit die Information und 
Kommunikation untereinander, die Initiierung und 
Koordination von Projekten, das Marketing und 
Netzwerkmanagement in dieser Beziehung. Wei-
ters die Standortentwicklung in der Steiermark, 
die Förderung der Qualifikation im automotiven 
Bereich und die Hilfe bei der Internationalisierung 
des Geschäftes der Mitglieder.

Der Steirische Autocluster wurde im Jahr 1995 
gegründet von der bekannten Auto- und Autozu-
lieferfirma Magna Steyr AG, der Forschungsfirma 
AVL List GmbH, dem großen Industriedienst-
leister TCM (Tool Consulting & Management 
GmbH), der Schmiedetechnikfirma Krenhof AG 
und der Steirischen Wirtschaftsförderungsgesell-
schaft mbH. Inzwischen ist der Steirische Autoc-
luster entwickelt worden zu einem international 
anerkannten „best practice“-Beispiel für eine er-
folgreiche Clusterentwicklung und Clusterpolitik. 
Gegenwärtig wirken innerhalb des Clusters 180 
Automobilzulieferer als Partner mit, die einen 
jährlichen Umsatz von rd. 10 Mrd. € aufweisen 
und 40.000 Arbeitsplätze stellen. Die Stärke von 
Forschung und Entwicklung innerhalb dieses 
Clusters, wo in diesem Bereich 8.400 forschende 
Fachkräfte tätig sind, wird dadurch dargestellt, 
dass die Mitglieder des Clusters 27% der ge-
samten Forschungsaufwendungen Österreichs 
einsetzen und 65 % aller Forschungsmittel in der 
Steiermark aufwenden. Die Steiermark wird ihrer-
seits dadurch mit einem Anteil der Forschungs-
aufwendungen von 4,3% vom Bruttoregionalpro-
dukt nach Baden/Württemberg zur zweitstärksten 
Forschungsregion in Europa. Die dadurch gene-
rierte Innovationskraft kommt in erster Linie den 
Mitgliedsfirmen zugute, deren Tätigkeitsfelder zu 
33% in der Produktion liegen, 23 % bieten produk-
tionsnahe Dienstleistungen an, 12% dienen der 
Forschung und 11 % dem Engineering, 5% sind 
tätig im IT-Bereich,  weitere Tätigkeitsfelder sind 
mit je 4 % die Logistik, die Qualifikation (Schu-

lung) und Institutionen, 3% betätigen sich als Be-
rater. Insgesamt profitiert aber die Region enorm 
von diesen Firmen, die ja auch mit ihrer zukunfts-
bezogenen Tätigkeit Aufgeschlossenheit und Dy-
namik erzeugen. Das alles passt auch hervorra-
gend in die Wirtschaftsstrategie der Steiermark, 
die mit dem zeitlichen Horizont  2020 besonders 
die industrielle Tätigkeit vorantreiben möchte am 
Gebiet der Mobilität, der Umwelttechnik und der 
Gesundheitstechnik. Hier fügt der Vortragende 
auch ein leidenschaftliches Plädoyer ein für eine 
weitere industrielle Entwicklung Europas und 
eine industrielle Zukunft dieses Kontinents ! Alle 
wirtschaftlich  noch gesunden Teile des Konti-
nents sind industriell geprägte Volkswirtschaften. 
England, das Geburtsland der Industrie, hat sich 
der Finanzwirtschaft zugewandt und die Industrie 
weitgehend aufgegeben, was negativ ausgehen 
wird. Die Südstaaten Europas haben keine In-
dustrie oder diese verkümmern lassen, mit den 
bekannten negativen Auswirkungen. Industrielle 
Tätigkeiten wandern wegen der dortigen nied-
rigen Löhne nach Übersee (Ost- und Südasien, 
Südamerika), aber die industrielle Entwicklung 
darf man nicht abgeben und ebenso wenig die 
daraus entstehende höherwertige, innovations-
getriebene Produktion.

In diesem Sinne wird der Steirische Autocluster 
weiter entwickelt zum Mobility-Cluster unter Ein-
schluss von zwei weiteren Säulen, nämlich der 
Eisenbahn (Rail Systems) und der Luftfahrt (Ae-
rospace). Als bahnaffin wurden in der Steiermark 
67 Unternehmen identifiziert, davon befinden 
sich bereits 40 innerhalb des Autoclusters als 
Mitglieder. Die Steiermark hat erfolgreiche Ei-
senbahn-Zulieferer mit teils sehr langer Tradition, 
wie die VÖEST mit ihren Schienen aus Donawitz, 
den Weichen aus Zeltweg und den Edelstahlma-
terialien von Böhler aus Kapfenberg. In dersel-
ben langjährigen Tradition stehen die Drehge-
stelle von Siemens aus Graz (ehemals SGP), 
die selbst in  den neuen superschnellen Triebwa-
genzügen auf den chinesischen Schnellfahrstre-
cken eingebaut sind. Es gibt zahlreiche Syner-
gie-Effekte zwischen der autobezogenen Säule 
des Clusters und den Firmen und Produkten des 
Bahnsystems, insbesondere am Sektor von For-
schung und Entwicklung. Für die Steiermark kön-
nen hier zusätzliche Standortvorteile entwickelt 
werden mit bedeutenden Systemlieferanten auf 
einer starken Wissens- und Ausbildungsbasis. 
Das alles muss genutzt werden zum gemein-
samen Vorteil.

Ähnliches kann man feststellen für die neue Säu-
le Luftfahrt innerhalb des ACstyria. Firmen in der 
Steiermark mit 800 Mitarbeitern und 200 Mill. 
€ Umsatz pro Jahr liefern an die Flugzeugbau-
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er. Hier gibt es ein Potential zu heben an Know 
how, Erfahrungen und Verbindungen. So ist der 
Leichtbau nicht nur ein Thema für die Luftfahrt. 
Die Probleme der Festigkeit des Materials sind 
gleich bei den Pleuelstangen für Rennmotoren 
von Pankl Racing und von Antriebswellen für 
die Triebwerke in der Luftfahrt. Thermobestän-
dige Oberflächen sind wesentlich in der Luftfahrt, 
gewinnen aber auch  Bedeutung bei schnellfah-
renden Zügen. Böhler und Pankl machen diese 
gegenseitige Befruchtung vor,  auch bei den di-
versen Kontaktnotwendigkeiten kann einer den 
„Schuhlöffel“ für den anderen machen. Besonders 
junge Unternehmer sind hier effizient unterwegs 
und Dipl. Ing. Lückler nennt sie die „Schnellboote 
der Entwicklung“. 

Der Steirische Autocluster hat einen großen Be-
darf geortet an Aus- und Weiterbildung innerhalb 
seiner Mitgliedsfirmen. Deshalb betätigt man 
sich inzwischen auch auf diesem Gebiet und hat 
die ACstyria ACADEMY als Ansprechstelle für 
Weiterbildung gegründet. Hier entwickelt man 
gemeinsam mit Bildungsinstitutionen (Universi-
täten, Fachhochschulen) und den Unternehmen 
als Bedarfsträger neue Seminarprogramme und 
bietet diese bedarfsorientiert an. Ausgehend von 
dieser Tätigkeit der Erwachsenen-Weiterbildung 
hat man auch eine Aktivität entwickelt, um die 
Jugend gezielt anzusprechen und für eine beruf-
liche Tätigkeit im technischen Bereich zu moti-
vieren. Die Tatsache, dass der heutigen  Jugend 
durch die Medien, die Schulen, verschiedentlich 
aber auch durch die Eltern ein negatives Bild der 
Wirtschaft und besonders der Technik vermittelt 
wird, gefährdet unseren Wirtschaftsstandort  und 
unseren Wohlstand. Es ist eine Schande, dass 
die Allgemeinheit dies nicht erkennt. Inzwischen 
bemüht sich die ACstyria ACADEMY innerhalb 
ihrer Jugendprojekte Jugendliche bereits in den 
Volks- und Hauptschulen anzusprechen und 
für Technikberufe zu interessieren. Gezielt ge-
schieht das auch Mädchen gegenüber. So meint 
der Vortragende, man hätte schon etliche Mäd-
chen vor dem Friseurberuf bewahrt und in für 
sie interessante Technikberufe einschleusen 
können. Der Vorteil der dualen Ausbildung wird 
künftigen Lehrlingen nahe gebracht, aber auch in 
den berufsbildenden höheren Schulen wirbt man 
beispielsweise für den Berufszweig der Mecha-
tronik.

Dipl. Ing. Lückler beschäftigt sich in seinem 
Vortrag auch mit der speziellen Vorzüglichkeit 
der Steiermark als Standort für den Automotive 
– Bereich. Innerhalb einer Zone von 500 km, aus-
gehend von der Steiermark, befinden sich viele 
Werke von Autofirmen und deren Zulieferern, ins-
besondere durch Neuansiedlungen von Werken 

im benachbarten östlichen Ausland. Innerhalb 
eines Radius von 1.000 km, ausgehend von der 
Steiermark, sind nur die Werke in Spanien und 
England nicht erfasst.  Als besonderer Vorzug 
der Steiermark gelten seine 5 Universitäten und 
2 Hochschulen, darunter besonders die Montan-
universität in Leoben mit ihrer hohen Kompetenz 
in der Materialkunde. Es gibt 40.000 Studenten 
und 4.000 Forscher auf dem Gebiet der Mobilität. 
50% des österreichischen Forschungspersonals 
auf technischem Gebiet arbeiten in der Steier-
mark. Hier ist die höchste Ingenieurdichte Euro-
pas zu finden. Der Raum Graz mit rd. 400.000 
Einwohnern ist nicht zu klein, aber noch über-
schaubar. Die Kommunikation untereinander ist 
dabei eher möglich. Schließlich meint Hr. Dipl. 
Ing. Lückler, dass der Menschenschlag in der 
Steiermark recht umgänglich wäre und jene, die 
hier studiert haben, jetzt aber weit weg und in 
verantwortungsvoller Stellung tätig sind, gerne 
an die Steiermark zurückdächten. Im Einzelfall ist 
das alles von Vorteil und die Basis für fruchtbare 
Netzwerke.

Graz als Produktionsstandort für Autos hat nicht 
nur eine 110 Jahre alte Tradition (1906 erzeugte 
schon Puch die ersten PKW), die heutige Kompe-
tenz von Magna Steyr im Bereich von Fahrzeugen 
mit Vierrad-Antrieb ist immer noch führend und 
es wird der Mercedes G mit Vierrad – Antrieb in 
Graz seit 1979, also durch 34 Jahre hindurch, er-
zeugt. Ebenso hat die Motorenforschung in Graz 
eine Tradition von 100 Jahren und ist besonders 
mit dem Namen von Prof. Hans List (1896-1996), 
dem Begründer der Forschungsfirma AVL List, 
verbunden. Die Firma List besitzt die meisten der 
in Österreich angemeldeten Patente und ist auch 
Hauptentwickler für zahlreiche Typen von Mess-
geräten geworden. Ebenso ist die Forschungs-
Bedeutung des Joanneums zu erwähnen, auch 
dies eine altehrwürdige Institution mit enormer 
Gegenwartswirkung.

Die Zukunft sieht der Steirische Autocluster unter 
dem Slogan „Clean mobility, green cars“. Es geht 
dabei um die Entwicklungsschwerpunkte „Eco 
powertrain,  Eco materials,  Eco design & Smart 
production“. Die Motoren und der Antriebsstrang 
gelten noch immer als Feld zur Erzielung von 
Verbesserungen beim Treibstoffverbrauch und 
damit der Reduktion des CO² - Ausstoßes. Der 
Gas-Motor und die Brennstoffzelle sind absolute 
Hoffnungsgebiete und der Elektroantrieb mit Hil-
fe stark verbesserter Batterien steht im Zentrum 
von Bemühungen besonders seitens Magna. Am 
Materialsektor geht es um die Wiederverwertbar-
keit praktisch aller verwendeten Bestandteile und 
um eine ganzheitliche „lifecycle“- Betrachtung. 
Schließlich soll die Produktion durch intelligentere 
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Prozesse mit geringerem Energie-Einsatz mög-
lich werden. In allen Stadien der Konstruktion 
und Erprobung neuer Fahrzeugmodelle gewinnt 
die Computer-Simulation eine umfassende Be-
deutung. Es wird ein „virtuelles Fahrzeug“ herge-
stellt und erprobt, dieses wird den ärgsten „crash 
tests“ unterzogen ohne dass es zu einem Materi-
alverschleiß kommt. Das spart Kosten, aber auch 
sehr viel Zeit. In einem stagnierenden Automarkt 
in Europa, einer Erholung des Autogeschäftes in 
Amerika und bei boomenden Märkten in Ostasien 
und Südamerika sieht Dipl. Ing. Lückler absolut 
Zukunftschancen für die Steiermark bei automo-
tiven Nischenprodukten und vor allem bei neu-
en Technologien und innovativen Entwicklungen 
(clean mobility). Europa darf seine Industrie nicht 
aufgeben, sie muss neu positioniert werden. Im 
engeren Bereich der Steiermark war man dabei 
durchaus erfolgreich und will diesen Weg konse-
quent weiter gehen. Der steirische Autocluster 
ACstyria, inzwischen zum Mobility-Cluster erwei-
tert, wird bei dieser Entwicklung weiter ein tüch-
tiger Helfer sein!

Diese zukunftsorientierte Industrieregion Steier-
mark braucht die entsprechende Unterstützung 
durch eine moderne Verkehrsinfrastruktur. So 
machen Verkehrsausbauten, wie der Semmering-
Basistunnel der Eisenbahn, die Koralmbahn, der 
Autobahnausbau nach Ungarn im Wege der S 6, 
die Verbesserung der Bahn- und Straßenverbin-
dung nach Oberösterreich (Bosruck-Tunnel bei 
Straße und Bahn) absolut Sinn. Die Steiermark 
verdient diese Unterstützung!

Ideen zum kombinierten Verkehr

Die Wichtigkeit des kombinierten Verkehrs ist 
jedem bekannt, der die Verhältnisse in der Ver-
kehrswirtschaft  kennt. Aus ökonomischen und 
auch aus ökologischen Gründen ist der kombi-
nierte Verkehr unersetzlich. Allerdings ist auch 
klar, dass der kombinierte Verkehr aus den ge-
nannten Gründen mehr leisten können sollte, 
er mehr zur gesamte Verkehrsleistung beitra-
gen müsste. Dafür bedarf es auch neuer Ideen. 
Diesem Thema war die Vortragsveranstaltung 
„Ideen zum kombinierten Verkehr“ am 12. Juni 
2013 im Haus der Kaufmannschaft am Wiener 
Schwarzenbergplatz gewidmet, die abgehalten 
wurde innerhalb des Vortragszyklus „Verkehrsin-
frastruktur“, veranstaltet von der Sparte Industrie 
in der Wirtschaftskammer Österreich, der Verei-
nigung der österreichischen Verladerschaft, der 
Bundesvereinigung Logistik Österreich und der 
Österreichischen Verkehrswissenschaftlichen 
Gesellschaft. Als Vortragende fungierten Dr. Her-
bert Pehersdorfer, Obmann der Combinet/Netz-

werk für den kombinierten Verkehr (auch Leiter 
des Arbeitskreises „Kombinierter Verkehr“ in der 
Verkehrswissenschaftlichen Gesellschaft), sowie 
Karl Stehlik als Ideenlieferant.

Ausgehend von der bereits erwähnten Bedeutung 
des kombinierten Verkehrs wird eingangs festge-
stellt, dass in Europa diese Verkehrssparte in den 
letzten 10 Jahren um 65 % hinsichtlich der Beför-
derungsleistung gewachsen ist, damit im  Schie-
nengüterverkehr zum am stärksten wachsenden 
Segment geworden ist. Alle Prognosen gehen 
auch davon aus, dass sich dieses Wachstum fort-
setzen wird, wenn auch je nach den getroffenen 
Annahmen, in unterschiedlicher Intensität. Hinzu 
kommt noch, dass sich die großen Bahngesell-
schaften mit ihren Angeboten  im Güterverkehr 
aus der Fläche zurückziehen und dies besonders 
in den großen Ländern (Frankreich, Deutschland, 
Italien, Großbritannien) bereits weit fortgeschritten 
ist. Damit wird der ökologisch interessante Eisen-
bahn – Güterverkehr in seinen Chancen deutlich 
eingeschränkt. Der kombinierte Verkehr kann nun 
hier in gewisser Weise Abhilfe leisten.

Es gibt aber deutliche Hindernisse für den kombi-
nierten Verkehr bei einer solchen Entwicklung:

• Die Ladeeinheiten des kombinierten Verkehrs  
 sind vielfach untereinander inkompatibel (Con- 
 tainer, Wechselaufbauten );

• Es fehlt ein Ladeeinheiten – Pool, was viele 
 Leerfahrten nötig macht;

• Unpaarige Verkehre erzeugen ebenfalls zahl- 
 reiche Leerfahrten;

• Tarifarisch werden kleine Ladeeinheiten bzw. 
 kleine Mengen ( Gewicht, Volumen ) diskrimi- 
 niert, wodurch ein hoher Auslastungsdruck 
 entsteht; 

• Die Interoperabilität der Bahnen ist mangelhaft  
 (Ladeprofile, Achslasten, Zugslängen und 
 Zugsgewichte);

• Teure Insellösungen wurden eingeführt ohne 
 Berücksichtigung des Gesamtsystems.

Neben den vorstehenden logistischen Unzu-
länglichkeiten gibt es aber auch noch technische 
Hemmnisse, wie:

• Die Entwicklungen innerhalb der einzelnen 
 Verkehrsträger erfolgt immer noch ohne Blick 
 auf das Gesamtsystem des Güterverkehrs 
 (LKW, Eisenbahn, Schiff);

• Die Bahnwaggons haben hohe Eigengewichte  
 (rd. 20 t pro 4 – Achser);
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• Neuartiges Equipment wird vielfach entwickelt  
 für individuelle Lösungen (z. B. ist der „Mobi- 
 ler“ eine gute Lösung, aber nur als „insuläre“  
 Anwendung);

• Neues Equipment führt manchmal zu schlech- 
 ter Auslastung (z. B. 45´- Container auf Wag- 
 gons für 60´Ladelänge);

• „Kleinterminals“ mit neuartigen Verladekon- 
 zepten fehlen völlig;

• Den Spezialfahrzeugen für den Vor- und 
 Nachlauf auf der Straße fehlt die Flexibilität 
 des Einsatzes  für den allgemeinen Verkehr,  
 was eine schlechte Ausnützung nach sich 
 zieht.

Eine durchgehende Kette neuer Ideen soll hier für 
den unbegleiteten kombinierten Verkehr eine Sy-
stemverbesserung bringen. Einfache technische 
Abänderungen bzw. Weiterentwicklungen sollen 
dazu beitragen, einen breiten Anwenderkreis für 
den kombinierten Verkehr zu gewinnen. Dabei 
sollen tunlichst Insellösungen vermieden werden. 
Eine einfache, machbare Systemtechnik, die auf 
den derzeit gültigen gesetzlichen EU – Vorgaben 
(Maße, Gewichte) aufbaut, muss angestrebt wer-
den, wobei ein geringer Investitionsbedarf den 
Zugang für Neueinsteiger erleichtern soll. 

Die ersten Grundsätze für eine solche Entwick-
lung sind:

• Eine breite Trennung von Chassis und Aufbau  
 (Laderaum);

• Die Verladung per Container – Stapler;

• Vermehrte Linienzüge im Kombiverkehr (als  
 Beispiel gilt der Personenverkehr der Bahn,  
 wo auf kürzere Distanzen fahrplanmäßig ver- 
 kehrende Züge kurzzeitig halten für das Zu- 
 und Aussteigen der Passagiere).

• Der 45´- Container setzt sich offenbar durch  
 als optimaler Laderaum, vom Straßenverkehr  
 ausgehend soll er auch für den Schienenver- 
 kehr dominant werden. (Die Spedition Gart- 
 ner aus Lambach / OÖ geht bereits, vom LKW- 
 Verkehr kommend, diesen Weg und führt täg- 
 liche Ganzzüge von Lambach nach Ödenburg/ 
 Sopron und von dort weiter Richtung Südos- 
 ten).

Hr. Stehlik schlägt nun vor, basierend auf dem 
45´- Container als Ladeeinheit, einen Bahnwag-
gon zu entwickeln, welcher eine Mischung dar-
stellt zwischen dem „Roadrailer“ und dem Dop-
pelstock – Tragwaggon der US – Eisenbahnen, 
allerdings in einer einfacheren Bauart. Ein sol-
cher Waggon besteht aus zwei Drehgestellen zu 

2 Achsen und einem stabilen Abstandhalter in 
Form eines Tragrahmens. Dieser ist zwecks bes-
serer Schwerpunktlage und der gegebenen, teils 
unterschiedlichen Lichtraumprofile tiefer gesetzt 
und nimmt auch alle nötigen Leitungen auf. Die-
ser Tragrahmen hat Twistlock – Verriegelungen, 
welche stufenlos verstellbar sind. Somit sind 
Container aller Größen, aber auch alle Wechse-
laufbauten zu verladen.  Die gesamte Konstruk-
tion verringert das Leergewicht und ermöglicht 
höhere Ladegewichte bei gleichem Gesamtzugs-
gewicht. Puffer und Kupplung sind nur beim er-
sten Drehgestell eines Zuges als Verbindung zur 
Lokomotive notwendig.

Hr. Stehlik weist darauf hin, dass die Drehgestel-
le in einer Art ausgestattet werden können, dass 
sie umspurbar sind und solche Züge dann auch, 
bei Vorhandensein entsprechender Umspuranla-
gen, in die Breitspurnetze in der Ukraine und in 
Russland bzw. in Spanien und Portugal einfahren 
könnten.

Gegenwärtig gibt es in Österreich 15 Terminals 
für den kombinierten Verkehr, die öffentlich zu-
gänglich sind. Bis 2011 sind diese Terminals 
durch tägliche Regelzüge miteinander verbunden 
gewesen. Das danach eingeführte Verbindungs-
netz NINA ist inzwischen eingestellt worden, so 
dass gegenwärtig diese Terminals nur entlang 
der Weststrecke täglich per Nachtsprung Wien – 
Wels – Hall – Bludenz eine fixe Regelverbindung 
aufweisen. Ein System des kombinierten Ver-
kehrs mit der skizzierten Zugsbildung und dem 
Horizontalumschlag per Stapler, die ausgestattet 
mit Spreader in Flachbauweise auch die Be- und 
Entladung von 45´- Containern unter der abge-
schalteten Oberleitung vornehmen können, er-
möglicht Linienzüge mit Kurzaufenthalten in den 
Terminals, so dass auch die Regelverbindung 
über die Südroute wirtschaftlich möglich sein 
müsste und Querverbindungen denkbar sind, die 
das Netz der Terminals wieder effizient nutzbar 
machen könnten. Schließlich kann auch eine 
Netzverdichtung der Terminalstandorte erfolgen, 
wenn man zwischen den derzeitigen Terminal-
standorten ein Transportaufkommen, zumindest 
in temporärer Weise zustande bringt, das in der 
beschriebenen Weise bewältigt werden kann. 
Die vielen seitens der ÖBB inzwischen aufgelas-
senen Ladebahnhöfe bieten Flächen für derar-
tige Aktivitäten und ein aktives Vorgehen am Ver-
kehrsmarkt bringt sicher manche Mengen für den 
kombinierten Verkehr, die so befördert werden 
könnten. Schließlich schärft die verladende Wirt-
schaft, insbesondere die Industrie auch ihr ökolo-
gisches Bewusstsein in Bezug auf die Transporte 
unter ihrer Disposition, so dass hier ein verbes-
serter Marktzugang zu erwarten ist. Aber auch 
die Transportwirtschaft verdient damit Geld.
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Für den Umschlag per Stapler spricht man sich 
aus, weil dieser unter den gängigen Arten des 
horizontalen Umschlags der billigste und am we-
nigsten spezialisierte, also der am vielfältigsten 
verwendbare ist. Die übrigen horizontalen Um-
schlagsarten bedingen alle Zusatzeinrichtungen 
an den Fahrzeugen. Der „Mobiler“ benötigt Gleit-
schienen am LKW und am Waggon, die präzise 
zusammen geschlossen werden müssen, um 
den Container oder Wechselaufbau umsetzen zu 
können. Bei anderen Lösungen hat der Waggon 
einen ausschwenkbaren Tragrahmen, an wel-
chem im ausgeschwenkten Zustand der LKW 
andockt und den Container auf diesen Tragrah-
men hinaufschiebt, worauf dieser wieder in die 
Längsachse des Waggons eingeschwenkt wird 
(z. B. System der Abfallentsorgung in Nieder Ös-
terreich im Wege des kombinierten Verkehrs). 
Seitenlader auf LKW – Basis mit Kran – Umlade - 
Einrichtungen sind hochspezialisierte, sehr teure 
Straßenfahrzeuge mit beschränkter Einsatzfä-
higkeit. 

Auch für die Straßenfahrzeuge, welche den Zu- 
und Ablauf der Container besorgen sollen, ist das 
Prinzip der Trennung von Chassis und Aufbau = 
Container in strenger Manier vorgesehen. Als 
Trägerfahrzeug bietet sich das gekröpfte 45´- 
Chassis oder ein Niederflur – Sattelauflieger an. 
Das 45´- Chassis kann mit einem 45´- Adapter-
rahmen nachgerüstet werden und ist somit auch 
zur Aufnahme von allen Gütern, die auf Flachwa-
gen verladen werden, geeignet. Der Adapter be-
sitzt eine tauschbare Stirnwand, eventuell auch 
Halterungen für Rungen (z. B. für Langholz). 
Besonders wichtig sind Hohlschienen, auf wel-
chen spezielle Twistlocks stufenlos verstellbar 
sind. Der Niederflur – Auflieger besitzt dieselben 
Eigenschaften wie obiges Chassis mit Adap-
ter, aber eine Ladekante von 1050 – 1100 mm. 
Er kann auf Basis einer Luftfederung mit einer 
Hub- und Senkvorrichtung ausgestattet werden. 
Speziell das 45´- Chassis ist multifunktional ver-
wendbar und kann neben dem obigen Adapter 
auch mit einer tauschbaren, unterklappbaren La-
debordwand ausgerüstet sein. Ebenso kann man 
dieses Fahrzeug wahlweise mit einem Kühl-/Hei-
zaggregat in Diesel- oder als  Elektrovariante, 
aber auch mit einem hydraulischen Nebenantrieb 
ausstatten. Dadurch wird eine solche Sattelzug 
- Variante zwecks besserer Auslastung auch für 
andere Zwecke verwendbar gemacht.

Die lebhafte Diskussion ist um das Verständnis 
verschiedener Einzelheiten bemüht. Besonders 
eine Möglichkeit der „Doppelstock – Verladung“ 
von Containern (2 x 2,44 m = 4,88 m hoch) bei 
Verwendung der gekröpften Tragrahmen zwi-
schen den Drehgestellen der Bahnkombination 

auf dem Normalspurnetz wird eifrig erörtert und 
dann doch letztlich verworfen. Es bleibt aber doch 
die Überzeugung, dass es noch etliche Möglich-
keiten gibt, durch die Benützung neuer Ideen dem 
kombinierten Verkehr zu einer breiteren Anwen-
dung zu verhelfen und zwar besonders im konti-
nentalen Container – Verkehr.

Dr. Karl Frohner 
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Wagners Einheitslokomotiven. Die Dampflok-
motiven der Reichsbahn und ihre Schöpfer

Alfred GOTTWALDT 

Im Jahre 1925 wurden die ersten Einheitsloko-
motiven der alten Deutschen Reichs-bahn –DR 
in Dienst gestellt. Mit ihnen trat eine neue Gene-
ration von Dampflokomotiven auf den Plan, um 
allmählich die von den früheren Länderbahnen 
übernommenen Maschinen abzulösen. In enger 
Zusammenarbeit von Industrie und Reichsbahn-

Zentralamt entstanden 24 verschiedene Bau-
reihen. Entwicklung und Erprobung der neuen 
Lokomotiven in den Konstruktionsbüros und vor 
den Messwagen werden in diesem reichhaltig il-
lustrierten und vollständig neubearbeiteten Werk 
mit vielen menschlichen Details beschrieben, um 
die Schöpfer dieser Maschinen vor dem Verges-
sen zu bewahren. Im Mittelpunkt stehen die bei-
den Berliner Dezernenten Richard Paul Wagner 
und Hans Nordmann. Mit ihren Namen ist die Ära 
der Einheitslokomotiven untrennbar verbunden. 
Wie sie und ihre Kollegen arbeiteten und stritten, 
konstruierten und wieder verwarfen, Erfolg hat-
ten und sich irrten, schildert diese faszinierende 
Verbindung aus Ingenieurbiografie und Eisen-
bahngeschichte.

Das vorliegende Werk umfasst 176 Seiten und 
ca. 280 Abbildungen.

01-Abschied in Hof. Eisenbahn-Bildarchiv 
Band 57

Das Bw Hof war die letzte Dienststelle der Deut-
schen Bundesbahn, das die Loks der Baureihe 
01 beheimatete. Sie waren auf den Strecken 
nach Bamberg und Regensburg eingesetzt. 
Zahlreiche Fotografen besuchten die Gegend 
und hielten die 01 in unzähligen Aufnahmen im 
Bild fest. Frank Lüdecke hat für Sie eine Auswahl 
hervorragender Aufnahmen zusammengestellt 
und informativ mit vielen Fakten beschrieben. Die 
imposantesten Fotos des Bandes entstanden an 
der „Schiefen Ebene“.

Das vorliegende Werk umfasst 96 Seiten  und ca. 
100 Abbildungen.

Die Freiburger Straßenbahn heute. Stadtver-
kehr-Bildarchiv Band 2

Seit dem Jahre 1901 gehört die Freiburger Stra-
ßenbahn zum Stadtbild der Breis-gau-Metropole. 
Nunmehr präsentiert sich der Straßenbahnbe-
trieb der Freiburger Verkehrs AG (VAG) als mo-
dernes Stadtbahn-System, das im Zuge der Aus-
dehnung der Stadt in den letzten Jahren stetig 
ausgebaut und erweitert wurde. 2012 besteht

das Netz aus vier Linien, doch neue Ausbau-
projekte sind bereits in der Planung, um weitere 
Freiburger Stadtteile mit der Stadtbahn zu er-
schließen. Band 2 des „Stadtverkehr-Bildarchivs“ 
bietet einen Einblick in den aktuellen Straßen-
bahnbetrieb der

VAG, der heute das Rückgrat des Freiburger 
Stadtverkehrs darstellt und fast aus-schließlich 
mit modernen Niederflurbahnen abgewickelt 
wird.

Das vorliegende Werk umfasst 96 Seiten und ca. 
100 Abbildungen.

Juwelen der Bundesbahnzeit. Abenteuer All-
tag

Wolfgang LÖCKEL

Der Wiesbadener Eisenbahnfreund Dieter Jun-
ker war Fotograf aus Leidenschaft. Seine wohl-
überlegten Bildkompositionen lassen noch ein-
mal eine Zeit aufleben, in der die wachsende 
Schar von Eisenbahnfreunden auf der Jagd nach 
den letzten Dampflokomotiven war. Junker – der 
auch diese Traktionsart mit überaus brillianten 
Farbaufnahmen im Bild festhielt – war dies je-
doch nicht genug! Auf seinen unzähligen Reisen 
durch Westdeutschland hat er die ganze Vielfalt 
des damaligen Schienenverkehrs einfangen kön-
nen! In einer Zeit ohne Internet und nur wenigen 
bekannten Informationen über das Verkehrswe-
sen abseits der Dampfrouten machte sich Junker 
auf den Weg, Neues zu entdecken. Die Vielfalt 
der damaligen Zeit umfasste ein breites Spek-
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trum an Fahrzeugmaterial – von der letzten DB-
Schmalspurdampflok bis zur gerade ausgelie-
ferten Schnellfahr-Ellok 103 und vom Wismarer 
Schienenbus

auf sandgebettetem Gleis im Wendland bis zu 
den ersten S-Bahn-Triebzügen der Baureihe 420 
zur Münchner Olympiade 1972. Das aufmerk-
same Auge dieses Foto-grafen komponierte da-
bei auch gerne belebte Umgebungen in das Bild, 
wo immer es sich anbot – im beeindruckenden 
Zeitgeist eines Bahnalltags von Gestern. EK-Au-
tor Wolfgang Löckel hat aus dem reichhaltigen 
Bilder-Nachlass eine repräsentative Auswahl 
getroffen und sie fachlich und unterhaltsam kom-
mentiert. Steigen Sie

ein in diese Zeitreise und lassen sich dabei über-
raschen, in welch entlegene Winkel der Bundes-
republik die Wege Junkers führten.

Das vorliegende Werk umfasst 128 Seiten und 
176 Abbildungen in Farbe.

Automobile in den 30er Jahren

Wolfgang SCHOLLENBERGER

Kaum eine andere technische Entwicklung hat 
unser Leben in den letzten 100 Jah-ren so verän-
dert und nachhaltig geprägt wie das Automobil, 
das sich – nach dem ersten Großeinsatz wäh-
rend des Ersten Weltkriegs – in den zwanziger 
und dreißiger Jahren zum modernen Fortbewe-
gungsmittel entwickelt hatte. Allerdings war es 
damals noch ein Luxusobjekt von hohem gesell-
schaftlichen Stellenwert, das sich

nur wenige wohlhabende Leute leisten konnten. 
Diese Zeit des sich rasch entwik-kelnden Indivi-
dualverkehrs vor dem Zweiten Weltkrieg wurde 
in unzähligen, einzigartigen Leica-Aufnahmen 
des Fotostudios Dr. Paul Wolff & Tritschler in 
Frankfurt (M) festgehalten, die ihresgleichen su-
chen und alle Bereiche des Straßenverkehrs der 
zwanziger und dreißiger Jahre dokumentieren: so 
z.B. die Entwicklungsschritte des Automobils; Fa-
brikation, Automobilausstellungen, Autowerbung, 
erste Auto-Urlaubsreisen, Automobilturniere, 
Schönheitskonkurrenzen, Automobilrennsport 
und -ausstellungen. Seine kurzgehaltenen Texte 
ergänzt Werner Schollenberger mit einer Biogra-
fie über Dr. Paul Wolff und das Thema Fotografie. 
Es ist dies ein faszinierendes Buch des EK-Ver-
lags in Zusammenarbeit mit dem berühmten Bild-

archiv Dr. Paul Wolff & Tritschler.

Das vorliegende Werk umfasst 144 Seiten und 
ca. 200 Abbildungen.

Verlag Holzhausen GmbH, 1110 Wien, Leber-
straße 122, www.verlagholzhausen.at , www.
facebook.com/HolzhausenVerlag

Die privilegierte k. k. österreichisch-unga-
rische Staats-Eisenbahn-Gesellschaft (StEG). 
Eisenbahn Bilderalbum Band 16

Alfred HORN 

Als letzter „weißer Fleck“ in der österreichischen 
Eisenbahnliteratur fehlte bisher die Geschichte 
der k. k. privilegierten österreichisch-ungarischen 
Staatseisenbahn-Gesellschaft, allgemein nur als 
die „StEG“ bezeichnet. Mit Band 16 dieser Serie 
wird diese Lücke geschlossen. Mit einer Hauptli-
nie von der sächsischen Grenze in Bo-denbach 
bis an die rumänische Grenze an der unteren 
Donau in Bazias, zuzüglich zahlreicher Flügel-
strecken, durchzog sie die gesamte Monarchie. 
Hinsichtlich ihrer Streckenlänge war es die größ-
te österreichische – eigentlich französische – Pri-
vat-bahn in Alt-Österreich. Dementsprechend 
abweichend, aber höchst interessant, auch ihre 
Entstehungs-, Bau- und Betriebsgeschichte, vor 
allem der von den österreichischen Lokomo-
tivkonstruktionen teilweise stark abweichende 
Triebfahrzeugpark mit starkem französischem 
Einfluss.

Das vorliegende Werk befasst sich im Detail und 
mit Hintergrundinformationen schon mit den Vor-
gängerbahnen der StEG, mit dem politischen 
Umfeld, der Entstehungsgeschichte der StEG 
und ihrer eigenen Lokomotivfabrik (Haswell), 
vor allem aber mit der – auch bildlichen – stati-
stischen Dokumentation, wie es sie zuvor noch 
nie gab. Beschrieben wird aber auch die Mon-
tanbahn in Steyerdorf/Anina und ihre Fahrzeuge. 
Der Beschreibungszeitraum endet nicht mit der 
Verstaatlichung der StEG im Jahr 1909, sondern 
der Betrieb auf ihren Strecken, insbesondere das 
Schicksal ihrer Lokomotiven, werden bis in die 
Gegenwart verfolgt. Illustriert ist das Buch mit 
zahlreichen, meist noch nicht bekannten Fotos 
von der Frühzeit bis in die Gegenwart.

Leinen mit Schutzumschlag, 400 Seiten mit vie-
len Farbreproduktionen.
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